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ZDA Zentrum fur Demokratie Aarau

SKKB Schweizerische Konferenz der Kantonsbibliotheken
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SAGW Schweizerische Akademie der Geistes- und Sozialwissenschaften
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-direktoren
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ONU Organisation des Nations unies

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de I'instruction publique

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CSEC-CE Efrpmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats
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CrEDH Cour européenne des droits de I'homme

CEDH Convention européenne des droits de I'homme

UNESCO Organisation des Nations unies pour I'education, la science et la culture
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Grundrechte

Das Vermummungsverbot war auch auf kantonaler Ebene ein Thema. Im Kanton Basel-
Stadt wurde eine von der Jungen SVP lancierte Initiative fir ein kantonales
Vermummungsverbot vom Parlament flir unglltig erklart. Die Initiative wollte im
Ubertretungsstrafrecht einen neuen Paragraphen verankern, nach dem das Verdecken
des Gesichtes ausserhalb bewilligungspflichtiger Versammlungen, Demonstrationen
und Menschenansammlungen bestraft werden sollte.

Mehr Erfolg hatte das Vermummungsverbot im Kanton Tessin. Am 23. September wurde
eine von Giorgio Ghiringhelli lancierte Volksinitiative, die nach dem Vorbild Frankreichs
und Belgiens die Vermummung im 6ffentlichen Raum verbieten wollte, von 65,4% der
Stimmburger gutgeheissen. Die avisierte Zielgruppe waren Burka- und
Nigabtragerinnen, obwohl diese im Stdkanton kaum anzutreffen sind. Ghiringhelli ging
es denn auch bewusst um die Préavention. Ob die neue Verfassungsbestimmung zur
Anwendung kommen wird, héngt von der ausstehenden Gewahrleistung der
Kantonsverfassung durch die Bundesversammlung ab (vgl. Kapitel 1d). '

Sowohl die Gewahrleistung der neuen Tessiner Kantonsverfassung, wodurch das
Gesichtsverhullungsverbot von Bundesrat und Parlament als bundesrechtskonform
akzeptiert wurde, als auch das Urteil des EGMR vom Juli 2014, welches das Burkaverbot
in Frankreich offiziell als EMRK-konform einstufte, verhalfen der Burka-Kontroverse in
der Schweiz zu Aufwind. Anfang 2015 kindigte das Egerkinger Komitee um den
Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, das seinerzeit die Minarett-Initiative aus
der Taufe gehoben hatte, denn auch an, auf nationaler Ebene eine Initiative fir ein
Verhullungsverbot nach Tessiner Vorbild einzureichen, und zwar parallel zu Wobmanns
parlamentarischer Initiative mit dem gleichen Anliegen. Obwohl die SPK-NR das
Anliegen im April 2015 mit knapper Mehrheit unterstutzt hatte, glaubte der Initiant nicht
an den Erfolg Uber den parlamentarischen Weg. Deshalb und nicht zuletzt auch aus
wahltaktischen Grinden - im Hinblick auf die bevorstehenden eidgendssischen Wahlen
im Oktober 2015 erhoffte sich die SVP einen positiven Effekt von der Initiative, wie der
Walliser SVP-Nationalrat Oskar Freysinger unumwunden zugab - trat das Egerkinger
Komitee am 29. September 2015 vor die Medien, um die endglltige Lancierung der
Volksinitiative «Ja zum Verhiillungsverbot>» bekanntzumachen. Der Initiativtext sei bei
der Bundeskanzlei eingereicht worden und so bald als mdglich wolle man mit der
Unterschriftensammlung beginnen, liess das Komitee, dem neben Walter Wobmann
weitere SVP-Exponentinnen und -Exponenten sowie Mitglieder der EDU, der Lega und
der Schweizer Demokraten angehorten, in der Presse verlauten. Inhalt des
Initiativtextes war erstens das Verbot, sein Gesicht im o6ffentlichen Raum oder an
offentlich zugénglichen Orten (ausgenommen Sakralstatten) zu verhillen oder zu
verbergen, sowie zweitens das Verbot, eine Person zu zwingen, ihr Gesicht aufgrund
ihres Geschlechts zu verhilllen. Ausnahmen sollten aus gesundheitlichen,
sicherheitsrelevanten und klimatischen Griinden sowie aus Griinden des einheimischen
Brauchtums gestattet sein, um etwa Mundschutzmasken flir Pflegepersonal,
Motorradhelme, Kalteschutz beim Wintersport oder Fasnachtsmasken nicht unter
Strafe zu stellen. In den Augen der Gegnerinnen und Gegner sollte die Initiative ein
Problem l6sen, das gar nicht existiere, sei doch die Wahrscheinlichkeit, in der Schweiz
einer Burkatragerin zu begegnen «nicht viel hdoher als auf dem Mars», wie «La Liberté»
karikierend schrieb.

Die Alarmglocken schrillen liess die Initiative unterdessen in der Tourismusbranche, die
sich — unter der Frankenstérke und Buchungsrickgangen aus dem Euroraum &chzend -
gerade an der steigenden Anzahl zahlungskréaftiger Gaste aus den Golfstaaten erfreute.
Verbote die Schweiz die Burka, so die Beflirchtung, wirde diese Klientel zuklnftig auf
Reisen in die Schweiz verzichten und auch sonst kénnte die Schweiz als bisher als offen
und tolerant wahrgenommene Destination einen betrachtlichen Imageschaden erleiden
und auch andere Touristen abschrecken. Eine prompte Reaktion auf das neuste Projekt
des Egerkinger Komitees kam auch aus der Gemeinde Egerkingen (SO): Per
Communiqué distanzierte sich der Gemeinderat in aller Form vom Egerkinger Komitee,
das sich im Namen auf seinen Grundungsort beruft, und dessen «ideologisch
verbramter Gesinnung», wie der Tages-Anzeiger berichtete, und forderte das Komitee
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auf, den Namen Egerkingen nicht mehr zu verwenden.

Die Debatte um das Verhullungsverbot loderte im Nachgang der Terroranschléage von
Paris Mitte November 2015 noch einmal heiss auf. Wahrend Kritiker des Burkaverbots
beflirchteten, durch die Einfihrung eines solchen kénnte die Schweiz vermehrt in den
Fokus von Dschihadisten riicken und in der Folge auch Ziel von zukinftigen Attentaten
sein, zeigten sich die Initianten in den Medien wenig beeindruckt von den jlungsten
Geschehnissen. Selbst durch Drohungen von Fundamentalisten wollten sie sich nicht
einschlichtern lassen, denn nach den Anschlagen in Paris sei die Initiative «aktueller
denn je»; es gehe letztlich darum, «unsere freiheitliche Gesellschaftsordnung zu
schitzen», so Wobmann gegenulber der «Schweiz am Sonntag».

Wie man das Burkaverbot schon vor dem offiziellen Inkrafttreten wirkungslos machen
konnte, zeigte sich derweil im Kanton Tessin, dessen Regelung Pate fur das nationale
Verbot gestanden hatte: Der franzosisch-algerische Unternehmer Rachid Nekkaz
kiindigte im Dezember in Locarno (Tl) medienwirksam an, alle Bussen flr Burka- oder
Nikabtragerinnen im Tessin - ungeachtet deren Hohe - zu Gbernehmen. ?

Mitte Dezember 2017 gab der Bundesrat den Medien bekannt, dass er die Volksinitiative
«Ja zum Verhiillungsverbot>» ablehne, ihr aber mit einem indirekten Gegenvorschlag
begegnen mochte. Die Initiative fur ein nationales Verbot sei abzulehnen, weil die
Kantone selber entscheiden kénnen sollten, ob sie die Gesichtsverhillung im
offentlichen Raum verbieten wollen oder nicht. So héatten die Kantone Tessin und St.
Gallen ein solches Verbot befurwortet, wéhrend es in Zlrich, Solothurn, Schwyz, Basel-
Stadt und Glarus abgelehnt worden sei. Diesen unterschiedlichen Befindlichkeiten gelte
es Rechnung zu tragen. Der Bundesrat anerkenne jedoch, dass die Gesichtsverhullung
problematisch sein koénne, und zwar zum einen, wenn jemand zur Verhullung
gezwungen werde, und zum anderen im Kontakt mit den Behorden. Er wollte sich dieser
Problematik daher mit einem indirekten Gegenvorschlag annehmen, der Regelungen
auf Gesetzesebene vorsehe, ohne den Kompetenzbereich des Bundes zu
Uberschreiten. Konkret solle es im Strafgesetzbuch ausdrlcklich verboten werden,
jemanden zur Verhullung des Gesichts zu zwingen. Zudem solle der Kontakt mit
Bundesbehérden und Bundesrecht vollziehenden Behdérden unter Androhung von
Strafe unverhullt erfolgen mussen. Der Bundesrat beauftragte das EJPD mit der
Ausarbeitung einer entsprechenden Vernehmlassungsvorlage bis Ende Juni 2018.

Bei den Initianten vermochte der Vorschlag des Bundesrats wenig Eindruck zu
erwecken; er sei «<schwammig» und entspreche nicht dem Anliegen der Initiative, so
Walter Wobmann (svp, SO) gegenlber der Basler Zeitung. Das Komitee halte an der
Initiative fest und blicke der Abstimmung nach wie vor zuversichtlich entgegen. Die SVP
lehnte den bundesratlichen Vorschlag ebenfalls als «wirkungslos» ab, wie in der Presse
zu lesen war. Auf wenig Gegenliebe stiess der Vorschlag indes auch bei den Grinen.
Nationalrat Balthasar Glattli (gp, ZH) bezeichnete ihn gegenlber der Basler Zeitung als
«falsch und Uberflissig», weil Notigung ohnehin strafbar sei, und machte ihm in der
Aargauer Zeitung den gleichen Vorwurf wie der Initiative selbst, namlich zur
«Stimmungsmache gegen Muslime in der Schweiz» beizutragen. Positiver dausserten sich
die CVP und die SP zur Stossrichtung des Bundesrates, wenngleich sich die SP weiter
auf ihren eigenen direkten Gegenentwurf zur Verbesserung der Gleichstellung der
Frauen konzentrieren wollte. SP-Nationalrat Cédric Wermuth (sp, AG) bedauerte im
Tages-Anzeiger, dass der Bundesrat sich nicht getraut habe, «die Debatte neu
auszurichten», und dass der Gegenvorschlag «keine Antwort auf das Unbehagen»
liefere, das hinter der Initiative stehe. Von verschiedenen Seiten wurde der
bundesratliche Vorschlag auch als nicht oder nur schwer umsetzbar kritisiert, da
Frauen, die gezwungen werden, sich zu verschleiern, dies eher nicht bei der Polizei zur
Anzeige bringen wirden. Stdnderat Andrea Caroni (fdp, AR), der bereits ein
Gegenkomitee zur Initiative gegrindet hatte, begrisste dagegen den Vorschlag des
Bundesrates. Er sei zwar nicht «das Ei des Kolumbus», eroffne aber die Moglichkeit far
eine gezielte Debatte Uber die Probleme im Zusammenhang mit der Gesichtsverhillung
und Uber allfallige Loésungen, so Caroni gegenlber «Le Temps». *

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhillungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhullungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhillung in der Offentlichkeit
verboten wurde. Der Prasident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen flr die bevorstehende Abstimmung
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Uber das schweizweite Verhullungsverbot. Bundesprasident Berset gab demgegenlber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere - dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhillung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefédhrdung
fur die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz iiber das
Gesichtsverhiillungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP - ihres Erachtens nehme der bundesratliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst - auch die Grinen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhaltnisméssig und unnutz, da Noétigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schurten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevolkerung. Auf der anderen Seite
begrisste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstitzten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Wahrend sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhillungsverbots winschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab - dies liege in der Kompetenz der Kantone - und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Fir gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behordenkontakt. Dieser Teil des bundesréatlichen Vorschlags war - neben der
Feststellung, es sei richtig, der Initiative Uberhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten - auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstitzte. In allem, was darUber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
beflirworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benoit Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiose
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man durfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes fur die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenlber einer
religiosen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
offentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Blrgerschaft vereinbar sei. Der
bundesratliche Gegenvorschlag tauge demnach gemaéss Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls flr ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtlander Standeratin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt fur die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Losung, hoffte sie, kdnnte die Abstimmung
Uber die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevodlkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
werde, wie sie der «Tribune de Geneve» erklarte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
genligend Uberzeugend fand, um den zégernden Teil der Wahlerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Notigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stlcken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wére hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.

Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als beflirwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grunen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesrétlichen Gegenvorschlag ab.
Ihrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst Uber die Frage des Verhillungsverbots
entscheiden kénnen beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegenuber dem geltenden Recht. Demgegenuber unterstltzten die Ubrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklarten, dass dieser sogar noch weiter gehen dirfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Rucksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort 16se, wo sie auftraten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Wahrend
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einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resimierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos». *

Mitte Januar 2021 startete mit Medienkonferenzen sowohl seitens des Initiativkomitees
als auch des Bundesrats der Abstimmungskampf zur Volksinitiative <«Ja zum
Verhiillungsverbot». In den zwei darauffolgenden  Monaten bis  zum
Abstimmungstermin am 7. Méarz 2021 war das Thema Verhullungsverbot in der Presse
praktisch taglich prasent. Wie die Zeitungs- und Inserateanalyse zeigte, erhielt die
Volksinitiative im angegebenen Zeitraum deutlich mehr Medienaufmerksamkeit als die
beiden anderen Abstimmungsvorlagen vom 7. Marz, das E-ID-Gesetz und das
Freihandelsabkommen mit Indonesien. Obgleich Uber das Verhdllungsverbot sehr viel
debattiert wurde, gab es weder flr noch gegen die Initiative eine nennenswerte
Inseratekampagne. Dies ging mit einer komplexen Gemengelage in der intensiv
geflhrten Debatte einher: Die Grenze zwischen dem beflrwortenden und dem
ablehnenden Lager war dusserst diffus; praktisch in jeder Partei oder gesellschaftlichen
Gruppierung, die ihren Standpunkt kundtat, gab es gewichtige Stimmen, die sich fur die
jeweils gegnerische Seite starkmachten. Neben dem Egerkinger Komitee, das die
Initiative lanciert hatte, und der SVP, die sie im Parlament unterstitzt hatte, stand auf
der Pro-Seite etwa auch ein Mitte-links-Komitee aus der Westschweiz, in dem sich
unter anderen GLP-Nationalratin Isabelle Chevalley (VD), der Genfer FDP-Grossrat Jean
Romain, der Berner SP-Grossrat Mohamed Hamdaoui und alt-CVP-Nationalratin
Marlyse Dormond Béguelin (VD) fur das Verhillungsverbot engagierten. Ferner warb ein
Uberparteiliches Frauenkomitee um die Nationalrdtinnen Marianne Binder-Keller (mitte,
AG) und Monika Ruegger (svp, OW) sowie die Prasidentin des Forums flr einen
fortschrittlichen Islam Saida Keller-Messahli fur die Initiative. Fir ein Nein plédierten
indes alle grossen Parteien ausser der SVP - allerdings keineswegs geschlossen -, ein
parlamentarisches Komitee unter der Federfuhrung von FDP-Standerat Andrea Caroni
(AR), der  Schweizer  Tourismusverband, mehrere  Frauenverbdnde und
Frauenstreikkomitees sowie diverse Akteure, die sich selbst als liberal verstanden oder
sich fur die Religionsfreiheit einsetzten, darunter die Operation Libero, Amnesty
International und verschiedene religiose Organisationen. Die grossen Abwesenden im
Abstimmungskampf waren die direkt Betroffenen, die Nikabtragerinnen selber. Wie der
Tages-Anzeiger berichtete, lag das jedoch nicht daran, dass man sie nicht hatte zu Wort
kommen lassen, sondern dass sie sich - abgesehen von zwei Interviews wahrend der
gesamten Kampagne - nicht &ussern wollten. Nach gemaéss eigenen Angaben
monatelanger Suche blieb der Zeitung deshalb nichts als die Erkenntnis, «dass verhullte
Frauen in der Schweiz nicht nur Kérper und Gesicht verstecken, sondern unsichtbar
und stumm bleiben».

Argumentativ bewegte sich der Abstimmungskampf auf verschiedenen Ebenen, wobei
die BefUrwortenden und die Gegnerschaft Uber weite Strecken dieselben Punkte
vorbrachten, sie aber unterschiedlich interpretierten und daher zu gegenteiligen
Schlissen kamen. Neben der Islamdebatte und der Grundrechtsdiskussion wurde von
beiden Seiten aus feministischer, sicherheitspolitischer, staatspolitischer und
empirischer Warte argumentiert. Wenngleich der Initiativtext keinen Bezug zur
islamischen Gesichtsverschleierung herstellte, war beiden Seiten klar, dass sie sich vor
allem gegen jene richtete. In der Presse war daher meist vom «Burkaverbot» oder von
der «Anti-Burka-Initiative» die Rede, obwohl in der Schweiz - wenn Uberhaupt -
ausschliesslich der Nikab zu sehen sei, wie eine im Abstimmungskampf viel zitierte
Studie der Universitat Luzern feststellte. Wahrend das Contra-Lager die Initiative als
anti-islamisch und diskriminierend gegenuber Musliminnen verstand, sah die Pro-Seite
sie als Mittel zum Kampf gegen den radikalen Islam und den lIslamismus. Die
Religionsfreiheit der Musliminnen tangiere die Initiative nicht, weil die Verschleierung
nicht vom Islam verlangt werde, sondern ein kultureller Ausdruck fur die Unterdrickung
der Frau sei; sie kdnne daher nicht als Austbung der persénlichen Freiheit gewertet
werden. Vielmehr sei die Vollverschleierung sexistisch und entwirdigend, weil sie die
Frauen im offentlichen Leben unsichtbar mache und entmenschliche. Die
muslimischen Frauen mussten davor bewahrt werden, weil sie sich mit Gesichtsschleier
nicht in die Schweizer Gesellschaft integrieren konnten. Die Gegenseite betonte, dass
sich die Nikabtragerinnen in der Schweiz in der Regel aus religivser Uberzeugung
freiwillig verschleierten und nicht befreit werden mussten - im Gegenteil: Soziologische
Studien aus Frankreich zeigten, dass die Verschleierung von den strengglaubigen
Musliminnen im westlichen Kulturkreis als antikonformistischer, emanzipatorischer Akt
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verstanden werde. In Frankreich habe das Verbot den Gesichtsschleier sogar popularer
werden lassen, weil er jetzt auch als Ausdruck des Protests getragen werde. Zudem sei
es sexistisch und paternalistisch, den Frauen vorzuschreiben, wie sie sich zu kleiden
hatten und ihnen die freie Entscheidung fir den Schleier nicht zuzutrauen. Falls eine
Frau den Schleier tatsachlich unter Zwang trage, kriminalisiere das Verbot Uberdies das
Opfer und wirke kontraproduktiv, indem es die betroffenen Frauen zuhause einsperre
und erst recht aus der Gesellschaft ausschliesse. Dass es gemass der Studie der
Universitat Luzern in der Schweiz nur 20 bis 30 vollverschleierte Frauen gebe, gab dem
ablehnenden Lager Anlass, das Anliegen als unndtige Symbolpolitik zu bezeichnen. Fur
die BeflUrworterinnen und Beflurworter war die Gesichtsverhillung jedoch eine
Prinzipienfrage und auch in noch so kleinen Zahlen nicht tolerierbar. Sie sahen sich im
Motto «Wehret den Anfangen» bestarkt und forderten, jetzt zu handeln, solange es
noch nicht zu spét sei.

Weiter hob die Pro-Seite hervor, dass die Identifizierbarkeit von Personen
sicherheitsrelevant sei. Das Verhillungsverbot schiitze die Gesellschaft somit auch vor
vermummten Kriminellen wie zum Beispiel Hooligans oder gewalttatigen
Demonstrierenden. Dem setzte die Gegenseite entgegen, dass es in fiinfzehn Kantonen
bereits verboten sei, sich bei Demonstrationen und Sportveranstaltungen zu
vermummen. (Als erster Kanton hatte Basel-Stadt 1990 ein solches Verbot eingeflhrt.)
Ausserdem verhindere das Verhillungsverbot - anders als von den Initianten schon bei
der medienwirksamen Lancierung der Initiative suggeriert - keine Terroranschlage.
Daflr brauche es strafrechtliche und praventiv-polizeiliche Massnahmen, denn allein
durch ein Verhillungsverbot wirden radikalisierte Islamisten und Islamistinnen «nicht
plétzlich zurlck in die Mitte der Gesellschaft finden», wie es der «Sonntags-Blick»
formulierte. In anderen Kontexten, etwa in winterlicher Kélte, an der Fasnacht oder in
der Pandemiesituation, sei die Verhullung zudem auch flr die Initiantinnen und
Initianten kein Problem, wie die im Initiativtext enthaltenen Ausnahmen zeigten.

Auf der staatspolitischen Ebene drehte sich die Diskussion um die Frage, ob das
Verhullungsverbot in die Bundesverfassung gehoére. Wahrend die Contra-Seite es
ablehnte, Kleidervorschriften in die Verfassung zu schreiben, sah das Pro-Lager dies als
gerechtfertigt an, weil es eben nicht um eine blosse Kleidervorschrift gehe, sondern um
einen Grundsatz der liberalen und demokratischen Gesellschaft: In der Offentlichkeit
das Gesicht zu zeigen und dasjenige des Gegenlbers zu sehen, sei fundamental fir das
Zusammenleben. Diese Begrindung hatte auch den EGMR wvon der
menschenrechtlichen Zulédssigkeit des Verhullungsverbots in Frankreich tberzeugt, als
dieses in Strassburg vergeblich angefochten worden war. Darlber, ob die seit Monaten
geltende Maskenpflicht aufgrund der Corona-Pandemie dieses Argument ad absurdum
flhre oder ob sie gerade beweise, dass es das Verhullungsverbot fir das Funktionieren
der zwischenmenschlichen Beziehungen brauche, wurden sich die beiden Lager nicht
einig. Derweil war das gegnerische Lager der Ansicht, es sei gerade hochst illiberal,
etwas zu verbieten, das niemandem schade, nur weil es auf Ablehnung stosse. Auch der
Bundesrat argumentierte hauptsachlich staatspolitisch: Ein nationales
Verhullungsverbot greife in die Souveranitat der Kantone ein, denen die Polizeihoheit
obliege. Das Tessin und St. Gallen hatten bereits ein VerhuUllungsverbot eingefiihrt,
wahrend andere Kantone ein solches explizit abgelehnt hatten. Diese Entscheide seien
zu respektieren. Die Beflrwortendenseite argumentierte indessen, dass die Regelung
einer solch fundamentalen gesellschaftlichen Frage nicht den Kantonen Uberlassen
werden durfe. Dass die Gesichtsverhillung in vielen anderen européischen Landern -
darunter Belgien, Bulgarien, Danemark, Frankreich, Lettland und Osterreich - und sogar
einigen arabischen Staaten wie Agypten, Marokko, Senegal oder Tunesien verboten -
und im Falle von Frankreich das Verbot explizit vom EGMR als menschenrechtskonform
bestatigt - sei, wertete die Pro-Seite als Zeichen der Legitimitat ihres Anliegens. Sie
betonte zudem die guten Erfahrungen, welche die Kantone Tessin und St. Gallen damit
gemacht hatten. Weder im Tessin noch in den bei arabischen Gasten beliebten
Osterreichischen Ferienorten habe sich das Verhillungsverbot negativ auf den
Tourismus ausgewirkt, wie es der Tourismusverband beflrchtete. Die Contra-Seite hob
hingegen hervor, dass im Tessin und in St. Gallen praktisch keine Verstdsse gegen das
Verbot registriert wirden, was bestatige, dass es sich nur um ein Scheinproblem
handle. In diesem Zusammenhang war in den Augen der Beflrworterinnen und
BeflUrworter auch Justizministerin Karin Keller-Sutter, die sich im Namen des
Bundesrats gegen das Verhullungsverbot aussprach, nicht glaubwurdig, weil sie in St.
Gallen als ehemalige Polizeidirektorin genau ebendieses eingeflihrt habe. Gleichzeitig
attestierten die Gegnerinnen und Gegner dem Egerkinger Komitee und der SVP ein
Glaubwdurdigkeitsproblem, weil sie ihnen ihr Engagement fir Frauenrechte nicht
abkauften.
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Neben der Initiative selbst sorgte auch der indirekte Gegenvorschlag, der bei
Ablehnung der Initiative automatisch in Kraft treten wirde, fir einige Diskussionen. Die
Initiativgegnerinnen und -gegner waren der Ansicht, der Gegenvorschlag regle mit der
gesetzlichen Pflicht, zur Identifizierung vor Behdrden das Gesicht zu zeigen, alles
Notige. Ausserdem leiste er - im Gegensatz zum Verhullungsverbot - einen
tatsachlichen Beitrag an die Stérkung der Frauenrechte und die bessere Integration von
auslandischen Frauen in die Gesellschaft. Die Initianten argumentierten hingegen, der
Gegenvorschlag |6se das  eigentliche  Problem nicht und wer keine
«Gleichstellungsoffensive» («Weltwoche») wolle, miisse mit der Annahme der Initiative
den Gegenvorschlag verhindern.

Die durchgefiihrten Umfragen attestierten der Initiative von Anfang an gute Chancen.
Nachdem Ende Januar eine klare Ja-Mehrheit von 63 Prozent (Tamedia) bzw. 56
Prozent (SRF) resultiert hatte, legte die Nein-Kampagne im Folgenden etwas zu. Zwei
Wochen vor der Abstimmung bekundeten noch 59 bzw. 49 Prozent der Befragten eine
Ja-Stimmabsicht. Wahrend die Parteibasis der SVP durchwegs zu rund 90 Prozent ja
stimmen wollte, zeigten sich die Anhéngerschaften von FDP, Mitte und GLP gespalten -
hier konnte das Nein-Lager im Verlauf der Kampagne Boden gutmachen. Auch im linken
Lager traf das Anliegen immerhin bei rund 30 Prozent der Befragten auf Wohlwollen. °

Am 7. Marz 2021 nahm die Schweizer Stimmbevdlkerung die Volksinitiative «Ja zum
Verhiillungsverbot» mit 51.2 Prozent Ja-Stimmen an. Damit fiel das Ergebnis letztlich
knapper aus als aufgrund von Vorumfragen erwartet. Die Stimmbeteiligung betrug 51.4
Prozent. Die hochste Zustimmung erfuhr das Verhillungsverbot im Jura (60.7% Ja),
gefolgt vom Tessin (60.5%) und Schwyz (60.2%). In St. Gallen, wo wie im Tessin bereits
ein kantonales Verhullungsverbot gilt, dem 2018 zwei Drittel der Stimmbevolkerung
zugestimmt hatten, war die Zustimmung mit 53.1 Prozent vergleichsweise schwach. Am
wenigsten Unterstltzung erhielt die Initiative im Kanton Basel-Stadt (40.6% Ja), gefolgt
von Zirich (45.2%) und Genf (48.7%). Auch die Kantone Appenzell Ausserrhoden
(49.1%), Bern (49.6%) und Graublnden (49.6%) lehnten die Initiative knapp ab.
Bemerkenswert hoch war die Zustimmung flr eine Initiative aus den Reihen der SVP -
auch im direkten Vergleich mit dem 2009 angenommenen Minarettverbot, das ebenfalls
vom Egerkinger Komitee initiiert worden war - in der Westschweiz. Verschiedene
Expertinnen und Experten mutmassten in den Medien, dass einerseits die Néhe zu
Frankreich den Diskurs analog der dort gefUhrten Debatten starker auf den
sicherheitspolitischen Aspekt gelenkt habe und andererseits die in der Romandie stark
prasenten, prominenten birgerlichen und linken Stimmen, die sich fur die Initiative
starkgemacht hatten, wohl erheblichen Einfluss gehabt und den Anti-SVP-Reflex
beschréankt hatten.

Die Beflirwortendenseite wertete den Entscheid als «ein klares Signal des Widerstands
gegen die Islamisierung der Schweiz», wie sich der Urheber des ersten kantonalen
Verhullungsverbots Giorgio Ghiringhelli vom «Corriere del Ticino» zitieren liess. Als
«Zeichen gegen den <politischen Islam>, der vielen Menschen Unbehagen bereitet»,
interpretierte die NZZ das Votum. Der Berner SP-Grossrat Mohamed Hamdaoui sah im
Resultat dementsprechend einen Positionsbezug der gemassigten Muslime gegen den
Islamismus, wie er gegentber «Le Temps>» verlauten liess.

Das unterlegene Lager bedauerte den Volksentscheid derweil aus verschiedenen
Grunden. Feministische Kreise, die sich gegen das Verhullungsverbot starkgemacht
hatten, fuhlten sich durch das Argument, die Vollverschleierung sei Ausdruck der
Unterdrickung der Frauen, fur rassistische und xenophobe Zwecke missbraucht, wie
deren Vertreterin Meriam Mastour gegenliber der Presse erklarte. Die
Tourismusbranche beflirchtete einen Imageschaden fir die Schweiz und zeigte sich
besorgt, dass kunftig weniger kaufkraftige und konsumfreudige Gaste aus den
Golfstaaten die Schweiz besuchen wirden. Die Jungen Grinen und der IZRS erklarten
unabhangig voneinander, eine gerichtliche Anfechtung des Verhullungsverbots wenn
notig bis vor den EGMR unterstutzen zu wollen. Pascal Gemperli, Pressesprecher der
FIDS, zeigte sich um die Sicherheit der muslimischen Gemeinschaft besorgt und
beflirchtete zunehmende Aggression und Gewalt gegentber Musliminnen und
Muslimen. Bundesratin Karin Keller-Sutter betonte gegenlber den Medien, das
Abstimmungsresultat sei nicht als Votum gegen die Musliminnen und Muslime in der
Schweiz zu verstehen. Diese Linie wurde im unterlegenen Nein-Lager breit vertreten.
Dass der Ja-Anteil gegenuber der Minarettinitiative deutlich abgenommen habe, gebe
Anlass zur Hoffnung, dass die Schweiz vielleicht doch nicht so islamfeindlich sei, so der
Tenor.

Letztlich sei der Entscheid «vor allem auf symbolischer Ebene bedeutsam», restimierte
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KARIN FRICK

die NZZ. Die konkreten praktischen Auswirkungen sind in der Tat noch unklar. Wie Karin
Keller-Sutter erklarte, liege die Umsetzung bei den Kantonen, weil sie Uber die
Polizeihoheit verflgten. Sie hatten nun zwei Jahre Zeit, entsprechende Gesetze zu
erlassen. Der Bund misse das Verbot unterdessen flr diejenigen Bereiche, in denen er
zustandig ist - beispielsweise im 6ffentlichen Transportwesen und im Zollwesen - auf
Gesetzesebene  konkretisieren. Gemass dem «Blick» zeigten sich einige
Kantonsvertretende wenig motiviert, ein gesetzliches Verhullungsverbot zu erlassen,
und wurden die Umsetzung lieber ganz dem Bund Uberlassen. Initiant Walter Wobmann
(svp, SO) warf dem Bund in derselben Zeitung bereits vor, die Initiative nicht umsetzen
zu wollen: Ein Bundesgesetz sei «unabdingbar, um zu verhindern, dass am Schluss in
jedem Kanton etwas anderes gilt», zitierte ihn das Blatt.

Abstimmung vom 7. Marz 2021

Beteiligung: 51.42%
Ja: 1'427'344 (51.2%) / Stande: 16 4/2
Nein: 1'360'750 (48.8%) / Stande: 4 2/2

Parolen:

- Ja: EDU, Lega, SD, SVP

- Nein: FDP (4*; Frauen: 1*; Jungfreisinnige: 2*), GLP, GP, KVP, Die Mitte (2*), PdA, SP;
EKR, SSV, Travail.Suisse, VPOD, Schweizer Tourismus-Verband, EKS, SBK,
Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund (SIG), Schweizerischer Rat der
Religionen, Katholischer Frauenbund (SKF), Alliance F, Amnesty International, Operation
Libero

- Stimmfreigabe: EVP (3*); Schweizerische Evangelische Allianz

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ©

Offentliche Ordnung

Im Jahr 2011 haben acht Grossdemonstrationen mit mehr als 1000 Teilnehmern
stattgefunden. Die grosste, vom Netzwerk ,Menschenstrom gegen Atom™ organisierte
Kundgebung fand im Kanton Aargau statt, wo Uber 20'000 Personen gegen die
Atomenergie demonstrierten. In Bern besetzten Aktivisten wéhrend elf Wochen den
Viktoriaplatz und forderten die BKW auf, das Atomkraftwerk Mihleberg abzuschalten.
Nach erfolglosen Verhandlungen liess die Stadt Bern das Camp Ende Juni rdaumen. Der
Ausstieg aus der Atomenergie war auch das Thema des traditionellen Ostermarsches
und der Schilerdemonstration in Bern im Mai. Am 13.6. haben in Mlhleberg mehr als
1000 Menschen fur die sofortige Stilllegung des AKW Muhleberg demonstriert. Weitere
Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1.-Mai-Demonstrationen) gab es
zur Schliessung der Papierfabrik Biberist (3000 Beteiligte), zu Rechten von
homosexuellen Paaren bei der Adoption (1500 Beteiligte), zum Verschwinden der
Islamophobie (1000 Beteiligte) und zur Albisglietli-Tagung der SVP (1500 Beteiligte). ’

Innere Sicherheit

Auslédnderinnen und Auslander, die zugunsten des Islamischen Staats (IS) oder einer
anderen gewaltbereiten fundamentalistisch-muslimischen Gruppierung oder fur die
Errichtung einer islamisch ausgerichteten Staatsordnung aktiv sind, sollen unverziglich
aus der Schweiz ausgewiesen werden, forderte die SVP-Fraktion mit einer im Sommer
2017 eingereichten parlamentarischen Initiative. Die Schweiz mUsse sich «gegen jede
Unterwanderung durch totalitare Krafte» schitzen, so die Begriindung des Vorstosses.
Berichte des Nachrichtendienstes gaben Anlass zur Annahme, dass sich auslandische
Personen in der Schweiz als Aktivistinnen und Aktivisten des politischen Islams
betéatigten und damit die innere Sicherheit der Schweiz gefahrdeten, da Attentate nicht
auszuschliessen seien. Die SPK-NR stitzte Anfang 2018 die Forderung und gab der
Initiative mit 14 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung Folge. Sie hoffte, der Bundesrat
moge das Anliegen in seine Vorlage zur Verscharfung des strafrechtlichen
Instrumentariums zur Terrorismusbekampfung aufnehmen. lhre Schwesterkommission
sah in der parlamentarischen Initiative jedoch keinen Mehrwert gegenlber der
bundesratlichen Vorlage und kritisierte zudem die unklare Verwendung von Begriffen
wie «islamisch» und «islamistisch» im Initiativtext. So lehnte die SPK-SR die Initiative
im Sommer 2018 mit 8 zu 3 Stimmen bei einer Enthaltung ab. ®
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Die SPK-NR bekraftigte im Mai 2019 erneut, dass sie Bestrebungen zum Schutz der
Schweizer Bevolkerung vor terroristischen Handlungen begrusse. Dennoch beantragte
sie die parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion zur Ausweisung von Aktivistinnen
und Aktivisten des politischen Islams mehrheitlich zur Ablehnung, da der Bundesrat
mit den Vorlagen zur Verstérkung des strafrechtlichen Instrumentariums sowie Uber
polizeiliche Massnahmen gegen Terrorismus in diesem Bereich bereits tatig geworden
sei. Der Nationalrat folgte diesem Antrag im Juni mit einer knappen Mehrheit von 94 zu
90 Stimmen bei 3 Enthaltungen und erledigte damit das Geschaft. Die
Beflrworterinnen und Beflrworter - darunter die geschlossene SVP-Fraktion und die
grosse Mehrheit der CVP-Fraktion - hatten vor allem den politischen Druck bei der
Terrorismusbekéampfung hochhalten wollen, wie die Kommissionsminderheit ihren
Antrag begriindet hatte. °

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kultur, Sprache, Kirchen

Jahresriickblick 2019: Kultur, Sprache, Kirchen

2019 war hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik vergleichsweise ein eher
moderater Jahrgang, sowohl im Vergleich zu anderen Politikbereichen, als auch im
direkten Vergleich zu den Vorjahren. Eine APS-Zeitungsanalyse zeigt auf, dass alle drei
Politikbereiche von einem rlcklaufigen Trend betroffen sind, wobei sich dieser
besonders in der Medienberichterstattung zur Kirchen- und Religionspolitik am
starksten zeigt - hier hat sich der Anteil themenspezifischer Artikel seit 2016 nahezu
halbiert. Im Jahresverlauf wurden Uber die drei Themenbereiche betrachtet
unterschiedliche Entwicklungen ersichtlich: Wahrend die Sprachthemen auf nationaler
Ebene offensichtlich im Allgemeinen wenig Beachtung fanden, wurden
kirchenpolitische Themen besonders Anfangs und Ende Jahr stark diskutiert und fielen
dann dem obligaten «Sommerloch» zum Opfer. Die Kulturpolitik hingegen sah sich mit
einem regelrechten «Sommerhoch» konfrontiert, nachdem es ab Marz 2019 eher ruhig
geworden war.

Das Hauptaugenmerk der Parlamentarierinnen und Parlamentarier lag 2019 hinsichtlich
der kulturpolitischen Entwicklungen mit Sicherheit auf der Revision des Schweizer
Urheberrechts. Nach rund 7-jahriger Vorarbeit und einer vom Standerat im Frihjahr
2019 zwecks Sondierung der Lage des européischen Urheberrechts auferlegten
Rickweisung, wurden im Sommer schliesslich die Weichen gestellt und das
Gesamtpaket im Herbst gebilndelt. Da die angestrebte Revision Einfluss auf
verschiedene Bereiche hat, blieben die negativen Reaktionen indes nicht aus; deshalb
ist es auch wenig erstaunlich, dass kurz nach der Schlussabstimmung bereits das
Referendum ergriffen wurde. Ob die URG-Revision effektiv gelungen ist, wird sich Mitte
Januar 2020 zeigen, wenn die Referendumsfrist abgelaufen ist.

Die Ratifizierungen internationaler Abkommen wie des Ubereinkommens iber den
Schutz des Unterwasser-Kulturerbes und des Rahmenutbereinkommens des Europarats
Uber den Wert des Kulturerbes standen hingegen ausser Diskussion.

Ein anderer Fokus wurde im Kulturjahr 2019 wiederum auf die Kulturférderung gelegt.
Im Frihjahr wurde die Kulturbotschaft 2021-2024 in die Vernehmlassung geschickt und
bis im September zur Stellungnahme freigegeben. Der Ergebnisbericht lag Ende Jahr
zwar noch nicht vor, jedoch geben die im Verlauf des Jahres geféllten Entscheide zu
diversen Vorstdssen mit Referenz auf die Kulturbotschaft (Kulturabgeltung an die Stadt
Bern, EinfUhrung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins, Auswirkungen der
Urbanisierung auf die Kulturférderung, Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK,
Erhdhung des Kredits fur die Férderung des Sprachaustausches) einen ersten Hinweis
auf mogliche Herausforderungen hinsichtlich der weiteren Beratungen .

Auch im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege blieben die Institutionen nicht
untéatig. So wurde eine Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308), die eine Anpassung der
Bewertungskriterien fur die ISOS-Aufnahme verlangte, stillschweigend angenommen
und die Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des VISOS vielen mehrheitlich
positiv aus, was auf ein Inkrafttreten der revidierten Verordnung auf den 1. Januar 2020
hindeutete.

In der ausserparlamentarischen Debatte fand das Féte de Vignerons, das drei Jahre
nach seiner Aufnahme ins UNESCO Weltkulturerbe und 20 Jahre nach der letzten
Austragung neuerlich in Vevey (VD) stattfand, grosse Beachtung - leider aufgrund der
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finanziellen Bruchlandung nicht nur positive. Ein wiederkehrendes Thema war 2019
auch die Raubkunst, wobei der Fokus in diesem Jahr auf den afrikanischen Kontinent
und die im Kontext der Kolonialisierung erbeuteten Schéatze gerichtet wurde. Auch das
Volk der Fahrenden war 2019 insbesondere in den Kantonen ein Thema, da sich die
Frage der Durchgangsplatze nicht nur im Kanton Bern aufgetan hatte.

Im Bereich der Sprachpolitik standen in diesem Jahr die Mehrsprachigkeit und damit
zusammenhéangend die Forderung des Austausches zwischen den
Sprachgemeinschaften sowie der Erhalt des Ratoromanischen im Fokus. So forderte
eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 17.3654), dass 6ffentliche Ausschreibungen des
Bundes kunftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hatten, und eine Motion
Gmur-Schénenberger (cvp, LU; Mo. 18.4156), dass TV-Produktionen nicht mehr
synchronisiert, sondern sowohl Eigenproduktionen in den Landessprachen, als auch
englischsprachige Produktionen in der Originalsprache ausgestrahlt und lediglich noch
untertitelt werden sollen.

Mit dem Begehen der 100-Jahr-Feier der Lia Rumantscha wurden indes Bestrebungen
aufgezeigt, das Ratoromanische wieder mehr aufs Parkett zu bringen und insbesondere
auch einem Publikum ausserhalb des Bergkantons ins Gedéachtnis zu rufen. Nicht
zuletzt seit einem im Fruhjahr erschienene Bericht des ZDA war deutlich geworden,
dass es fur das Ratoromanische in der Schweiz funf vor zwolf geschlagen hat.

In Bezug auf kirchen- und religionspolitische Themen stand in diesem Jahr die SVP mit
ihren islamkritischen Parolen auf prominentem Parkett. Mit ihrem Vorstoss zur
Bekdmpfung der Ausbreitung eines radikalen Islams war sie im Parlament zwar
gescheitert, generierte aber mit den daraus resultierenden Wahlplakaten des der SVP
nahestehenden Egerkinger-Komitees im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2019 ein
grosses Medienecho. Auch die Motion Wobmann (svp, SO; Mo. 17.3583), die ein Verbot
der Verteilaktion «Lies!» zum Ziel hatte, scheiterte - nach einer rund 1.5-jadhrigen
Sistierung - am Standerat. Wie eine bereits im Sommer veréffentlichte Studie aufzeigte,
nahm die SVP auch in den Kantonen eine dominante Rolle in der Religionsdebatte ein.
So war es nur wenig erstaunlich, dass die Anfangs Jahr neuerlich aufkommende Frage,
ob man als guter Christ noch die SVP wahlen dirfe, wieder zu diskutieren gab; nicht
zuletzt, weil damit auch verschiedentliche Kirchenaustritte - nebst den ohnehin
zunehmenden Kirchenaustritten - von SVP-Politikerinnen und -Politikern einhergingen,
welche sich lieber dem Churer Bischof Huonder zuwenden wollten. Dieser seinerseits
wurde schliesslich nach zweijahrigem Aufschub zu Pfingsten Abberufen, nutzte die Zeit
bis dahin aber fur einen Rundumschlag gegen die Landeskirchen und stellte sich noch
immer quer zu den Missbrauchsvorwdirfen in der Kirche.

Wie sich die Kirche zum Staat verhalten soll und in welchem Masse sich Theologen in
die politische Debatte einbringen dirfen, wurde seit Anfang Jahr im Rahmen eines von
Gerhard Pfister (cvp, ZG) neu gegriindeten Think-Tanks «Kirche/Politik>» erlautert.

Eine flr viele eher Uberraschende Kunde kam im Herbst von Seiten der reformierten
Kirchen: Diese hatten sich nach langen Diskussionen fiir die «Ehe fiir alle»
ausgesprochen, wobei sie im Wissen um die konservativen Krafte innerhalb der
Glaubensgemeinschaft die Gewissensfreiheit der Pfarrpersonen gewahrleisten wollten.
Unerfreulich waren 2019 die Meldungen Uber die Rickkehr und rasche Zunahme des
Antisemitismus in der Schweiz.

Die 2019 im Vorfeld des angekindigten Frauenstreiks virulent diskutierte
Genderthematik fand ihren Einzug auch im Bereich der Kultur, Sprache und Kirche. So
wurden Frauen, und spezifisch ihr Schaffen und ihre Stellung in der Kunst und Kultur,
wesentlich starker thematisiert als in den vergangenen Jahren. Auch die Diskussion um
gendergerechte Sprache wurde in diesem Jahr wieder virulenter aufgegriffen.
Besonders Uberraschend kam auch die Anklndigung der Kirchenfrauen, sich am
diesjahrigen Frauenstreik zu beteiligen, um ein Zeichen gegen die ménnliche Dominanz
innerhalb der Institution zu setzen.
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Kulturpolitik

In etlichen Stadten fuhrte der akute Mangel an Auffiihrungs- und Ausstellungsraumen
zu teils heftigen politischen Auseinandersetzungen. Insbesondere klagen die Vertreter
der sogenannten «Alternativkultur» Uber die im Vergleich zu der etablierten, stark
subventionierten Konzert- und Theaterkultur krasse Benachteiligung durch die
offentliche Hand. Wahrend diese Auseinandersetzung in Zurich seit der Einrichtung der
«Roten Fabrik» abgeklungen ist und sich in Bern seit der provisorischen Offnung der
ehemaligen stadtischen Reitschule beruhigt hat, fiihrte dieses Jahr in Basel eine
kompromisslose Politik beziiglich der alten Stadtgartnerei zu einem gereizten Klima
und zu handgreiflichen Auseinandersetzungen. Ein Beschluss des Grossen Rates aus
dem Jahre 1980 verlangte die Errichtung eines Grunparks auf dem Areal der ehemaligen
Stadtgartnerei. Die Gebaulichkeiten waren jedoch besetzt und fir kulturelle Anlésse
benutzt worden, worauf das Hochbauamt als Eigentimer das Areal der
«Interessengemeinschaft Alte Stadtgértnerei» (IGAS) als Vertreterin der BenUtzer fir
eine befristete Zeit Uberliess. Mit einer Volksinitiative «Kultur- und Naturpark St.
Johann» sollten nun die alten Gartnereigebaude der Kultur erhalten bleiben. Die linken
und grinen Parteien sowie der LdU beflrworteten die Initiative, die burgerlichen
Parteien, die DSP und die PdA empfahlen die Ablehnung. Das Volksbegehren wurde
Anfang Mai 1988 mit 56 Prozent Neinstimmen relativ knapp abgelehnt. Zahlreiche -
auch biirgerliche - Organisationen und Einzelpersonen setzten sich darauf weiterhin
fiir eine Kompromisslosung ein, doch der Grosse Rat drangte die Regierung, den
Volksentscheid in die Tat umzusetzen, was denn auch Ende Juni mit Polizeigewalt
geschah und zu heftigen Krawallen fiihrte. Mehrere Ersatzangebote der Regierung
wurden von der IGAS, teilweise auch von der Regierung selbst, als ungeeignet
angesehen, worauf die «Stadtgartnerinnen» ein ehemaliges, zum Abbruch
vorgesehenes Kino besetzten und hier trotz einer Strafklage der Eigentimerin erneut
einen funktionierenden Kulturbetrieb einrichteten. ™

Der Bundesrat wertete das Ergebnis der Vernehmlassung zur Ratifikation der Unesco-
Konvention aus dem Jahre 1970 mit dem Ziel einer gesetzlichen Regelung des Handels
und Verkehrs mit Kulturgiitern als Aufforderung, auf diesem Gebiet tatig zu werden.
Konkret geht es in diesem Abkommen darum, einen fairen und transparenten
Austausch von Kulturglitern zu gewahrleisten und Kulturguter von nationaler Bedeutung
vor illegaler Ausfuhr zu schiitzen. 1995 hat das Unesco-Ubereinkommen durch die im
privatrechtlichen Bereich angesiedelte Unidroit-Konvention Uber die Rickfihrung von
gestohlenem oder illegal exportiertem Kulturgut eine Ergénzung erhalten. Anders als die
Unesco-Konvention ist sie unmittelbar anwendbar ("self-executing") und bedarf somit
keiner innerstaatlichen Gesetzgebung. Im Sinne eines abgestimmten Vorgehens mdchte
der Bundesrat den gesamten Themenbereich gleichzeitig regeln. Zur Beruhigung der
Gemduter vorab in Kunsthandlerkreisen legte er einen weiteren Zwischenschritt ein.
Einerseits wurde mit einem Gutachten die heutige verfassungsrechtliche Situation
abgeklart und geprift, ob die Bundesbehdrden aufgrund der bestehenden Verfassung
bereits eine Gesetzgebungskompetenz in diesem Bereich haben. Andererseits fuhrte
das EDI ein Vernehmlassungsverfahren zur Ratifikation der Unidroit-Konvention durch.
Wie beim entsprechenden Unesco-Abkommen sprachen sich FDP, SVP,
Gewerbeverband und Kunsthéndler gegen einen Beitritt aus, wéhrend die SP und (neu)
die CVP, die in der Entwicklungszusammenarbeit engagierten Kreise sowie die meisten
Kantonsregierungen und Museen dafur pladierten. ™

Das juristische und politische Seilziehen um das mittlerweile 10jéhrige alternative
Kulturzentrum in der Berner Reithalle scheint kein Ende zu nehmen. Nachdem der rot-
griine Stadtrat (Legislative) im Mérz 1996 CHF 1.489 Mio. flr die dringendsten baulichen
Unterhaltsmassnahmen beschlossen hatte, reichte eine SVP-Parlamentarierin Rekurs
gegen diesen Entscheid ein. Der zustandige Regierungsstatthalter gab der
Beschwerdeflhrerin recht, welche moniert hatte, die vom Stadtrat verabschiedeten
Massnahmen wirden auf eine spatere Gesamtsanierung hinauslaufen. Daruber aber
musse das Volk frei und ohne bereits geschaffene Sachzwéange befinden kénnen. Der
Stadtrat bestritt diesen Zusammenhang zwar, verzichtete aber darauf den Entscheid
weiterzuziehen. Der Gemeinderat legte daraufhin dem Stadtrat ein Gesamtprojekt fur
die Sanierung von CHF 1.4 Mio. vor; dem flr die Projektierungsarbeiten notwendigen
Kredit von CHF 480'000 stimmte der Stadtrat zu. *
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In der Stadt Bern sorgte die Zukunft des autonomen Kulturzentrums Reitschule erneut
fur heisse Kopfe. Der Gemeinderat erklarte die im Vorjahr eingereichte Initiative
«Reitschule fur alle», welche das Objekt in ein Einkaufszentrum mit kultureller
Nebennutzung umwandeln mochte, wegen des erwarteten hohen
Verkehrsaufkommens aus Umweltschutzgriinden fiir ungiiltig. Er beantragte dem
Stadtparlament einen Kreditrahmen von CHF 7,74 Mio. flur die Sanierung der Dacher
und Fassaden des Kulturzentrums. Gegen den Willen der FDP, der SVP und der
Rechtsburgerlichen wurde dieser Antrag mit 47 zu 20 Stimmen deutlich angenommen,
worauf der Gemeinderat die Volksabstimmung dariber auf Mitte Juni festsetzte.
Wenige Tage spater erklarte der Regierungsstatthalter die vom Gemeinderat
abgeschmetterte Initiative jedoch flir zumindest teilweise genehmigungsfahig. Nach
Auffassung der Initianten bedeutete dieser Entscheid, dass der Kredit bis zur
Abstimmung Uber ihr Begehren sistiert werden musse, weshalb sie beim Statthalteramt
erneut Beschwerde einreichten, diesmal gegen den vom Gemeinderat vorgesehenen
Abstimmungstermin. Dieses befand, eine rasche Sanierung sei- ungeachtet der
kiinftigen Nutzung - fur den jetzigen Betrieb der Reitschule aus Sicherheitsgrinden
unabdingbar und liess die rechtsburgerlichen Initianten diesmal abblitzen. Die Berner
Bevolkerung nahm die Sanierungsinitiative an, allerdings mit dem hauchdinnen
Vorsprung von 85 Stimmen. ™

Der vom Bundesrat im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Entwurf fir ein
Kulturgltertransfer-Gesetz zur Umsetzung der UNESCO-Konvention von 1970 uber
Massnahmen  zur  Verhinderung der unerlaubten Einfuhr, Ausfuhr und
Eigentumsubertragung von Kulturgitern, die sowohl irreparable Schaden am Kulturerbe
einzelner Lander als auch den Handel im Dunstkreis des organisierten Verbrechens
verhindern will, war heftig umstritten. Widerstand meldeten Kunsthandelskreise sowie
die FDP und die SVP im Namen der Gewerbefreiheit an, wahrend die SP, die CVP und
die meisten Kantone das Gesetz als gutes Mittel erachteten, damit die Schweiz nicht zur
Drehscheibe fur illegal erworbenes Kulturgut verkommt. Mitte November leitete der
Bundesrat dem Parlament die Botschaft zur Ratifikation der UNESCO-Konvention und
zu einem Bundesgesetz Uber den Kulturgutertransfer zum Schutz von in- und
auslandischen Objekten von archéologischer, ethnologischer oder religioser Bedeutung
vor Diebstahl, Raubgrabungen und Schmuggel zu. In drei Punkten trug er der Kritik in
der Vernehmlassung Rechnung: er verzichtete auf die geplante Meldepflicht der
Handler fur rechtswidrig eingeflihrte oder gestohlene Ware sowie auf Polizeiaufgaben
der neu zu schaffenden Fachstelle des Bundes; diese sollen Sache des Zolls und der
Strafverfolgungsbehdérden bleiben. Zudem bestimmte er, dass Kulturgut aus politisch
unruhigen Staaten erst zurtickgegeben werden muss, wenn sichergestellt ist, dass es im
Ursprungsland nicht gefahrdet ist. Gegen den Widerstand aus Kunsthandelskreisen hielt
er — analog zur Regelung in den EU-Staaten - aber an einem 30-jéhrigen Anspruch auf
Rlckforderung fest; heute betragt dieser nach schweizerischem Recht lediglich flnf
Jahre.

Bereits vor Vorliegen der Botschaft deponierte Nationalrat Fischer (fdp, AG) eine
parlamentarische Initiative (01.450) mit einem detaillierten Gegenvorschlag, der aus
Kunsthéandlerkreisen stammt; dieser will den verbesserten Schutz fiur Objekte aus
Raubgrabungen, die Ausdehnung der Rlckforderungsfrist und die von der Konvention
postulierte internationale Rechtshilfe verhindern.

Die Schweiz ist heute einer der vier grosste Kunsthandelsplatze der Welt und der
einzige in Europa, der nur eine minimale Reglementierung tber Ein- und Ausfuhr von
Kulturgltern kennt. 1993 hatte der Bundesrat die Ratifikation der UNESCO-Konvention
bereits einmal in die Vernehmlassung gegeben, sie dann aber wegen der Opposition des
Kunsthandels nicht weiter verfolgt. ®

Am 1. Juni traten das neue Kulturgiitertransfergesetz und die dazugehdrige
Verordnung in Kraft, welche die Unesco-Konvention von 1970 zum weltweiten Schutz
des Kulturerbes in schweizerisches Recht umsetzen. In der Verordnung war der
Bundesrat den Sammler-, Kunsthandels- und Wirtschaftsverbanden sowie der SVP
entgegen gekommen, indem er den Handel von Kulturgitern im Wert von unter CHF
5'000 von der Sorgfaltspflicht befreit hatte. Diese Ausnahme gilt jedoch nicht fur
archaologische und paldontologische Objekte - also fur antike und aussereuropéische
traditionelle Kunst, sakrale Gegenstande, Fossilien und Teile von geschichtlichen
Denkmélern.
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Mit Ausnahme der SVP begriissten die Parteien mehrheitlich die Stossrichtung des
KFG, Ubten aber in einzelnen Punkten massive Kritik: So forderte die CVP die
Bindelung der bundesstaatlichen Kulturférderung in  einem unabhangigen
Kompetenzzentrum nach dem Modell des Schweizerischen Nationalfonds zur
Foérderung der wissenschaftlichen Forschung und damit die faktische Abschaffung von
Pro Helvetia. FDP und die Linke hingegen wollten die Autonomie der Kulturstiftung
ausbauen. SP und Grine verlangten - wie der Dachverband Suisseculture - ein
verbindlicheres Engagement des Bundes und eine bessere soziale Absicherung flr
Kulturschaffende. Die Mehrheit der Kulturverbénde befurchtete, dass die alle vier Jahre
zu verabschiedenden Schwerpunktprogramme sowie deren Evaluation zu mehr
Blrokratie flUhrten. Die Kulturbeauftragten der Kantone und Stadte bedauerten die
fehlende Unterstitzung der «Leuchttirme». "

Im Sommer nahm der Bundesrat die Vernehmlassungsergebnisse zum
Kulturférderungsgesetz (KFG) und zum Pro-Helvetia-Gesetz zur Kenntnis. Beide
Gesetzgebungsvorhaben stiessen in  der Vernehmlassung auf grundsatzliche
Zustimmung. Die Kantone, die Stadte, die meisten Parteien und die Schweizer
Kulturschaffenden begriissten die Entwirfe, brachten aber Anderungswiinsche an.
Einzig die SVP und ein Wirtschaftsverband (Centre Patronal) mchten pauschal auf das
KFG verzichten. Die Uberwiegende Zahl der Stellungnahmen beurteilte den Entwurf in
seiner Gesamtheit nicht nur als notwendig, sondern auch inhaltlich als Uberzeugend.
Auf Kritik stiessen hingegen die als zu zahlreich und zu kompliziert bezeichneten
Steuerungsinstrumente, der Verzicht auf eine Bestimmung zur Unterstltzung
herausragender kantonaler und stadtischer Kultureinrichtungen (so genannte
Leuchttlirme) und das Fehlen von Massnahmen zur Verbesserung der sozialen
Sicherheit der Kulturschaffenden. Beim weiteren Vorgehen entschied der Bundesrat,
dass die Steuerungsinstrumente im KFG vereinfacht werden und die wesentlichen
kulturpolitischen Entscheide in einem einzigen Schritt erfolgen sollen. Auf eine
Unterstitzung der «lLeuchttirme» soll hingegen verzichtet werden. Zur sozialen
Sicherung von Arbeitnehmenden in Berufen mit haufig wechselnden oder befristeten
Anstellungen erwartet der Bundesrat einen Bericht bis Ende 2007.

Ende Mai eréffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Kulturbotschaft 2016-2019,
welche die Finanzierung der Kulturférderung des Bundes fur die anstehende
Beitragsperiode regeln soll. Bis zum Ablauf der Frist gingen 339 Stellungnahmen ein.
Wahrend die zukinftigen Herausforderungen und die zentralen Handlungsfelder auf
wenig Widerstand stiessen, dusserten die Kantone mit Ausnahme des Kantons Genf auf
foderalen Aspekten beruhende Bedenken gegenuber dem eingefliihrten Begriff der
"Nationalen  Kulturpolitik”, — begrussten aber im Grunde die verstérkten
Kooperationsbestrebungen zwischen den verschiedenen Staatsebenen. Auch die FDP
und die SVP sahen die Kompetenzen der Kantone gefédhrdet. Die grosse Mehrheit der
eingegangenen Stellungnahmen zeigte sich mit der Hohe der einzusetzenden Mittel, die
im Vergleich zur Vorperiode eine Erhdhung um 3,4% bedeuten wuirden, zufrieden.
Demgegentber wollte die FDP die Mittel auf dem Niveau der Kulturbotschaft 2012-2015
belassen, Economiesuisse und der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) verlangten,
die Erhdhung auf 2,6%, resp. 3% zu beschrénken, und die SVP pladierte gar flr eine
Kirzung der Mittel. Auf der anderen Seite des Spektrums verlangten SP und Grline
sowie 24 Kantone, der Schweizerische Video-Verband (SVV) und weitere
Kulturverbéande eine Aufstockung der Beitrédge in einzelnen Foérderbereichen. Auf
grosse Vorbehalte oder gar Ablehnung stiess bei der Mehrheit der stellungnehmenden
Kantone das Vorhaben des Bundes, Werke der Bundeskunstsammlung sowie der
Gottfried-Keller-Stiftung in einer "Virtuellen Nationalgalerie" zu verdffentlichen.
Wahrend die Kantone Waadt und Wallis sich daran storten, dass die virtuelle Plattform
nur Werken der Bundeskunstsammlung offen stehen sollte, wirden es zahlreiche
weitere Kantone - darunter insbesondere die Innerschweiz - vorziehen, wenn man die
Werke in einem physischen Museum betrachten kénnte. Der Kanton Zurich lehnte das
Vorhaben unter anderem aus dem Grund ab, dass die beiden Kunstsammlungen
grossere Lucken aufweisen wilrden. Betreffend verstérkter Foérderung der
musikalischen Bildung, die Volk und Stande im September 2012 mit Annahme des
Bundesbeschlusses Uber die Jugendmusikférderung gefordert hatten, gingen die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Bestimmungen vielen gewichtigen Vernehmlassern zu wenig
weit. Neben verschiedenen Verbénden forderten auch Grine, SP, GLP und CVP ein
separates Rahmengesetz flur die musikalische Bildung. Auf der anderen Seite
erachteten ebenso viele Vernehmlasser die im Entwurf zur Kulturbotschaft enthaltenen
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Bestimmungen diesbeziglich als zu weitgehend und zu konkret. ™

Ende November préasentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Férderung der Kultur
fur die nachste Kreditperiode (Kulturbotschaft 2016-2020). Im Vergleich zur ersten
Kulturbotschaft 2012-2015 wurde die Kreditperiode, wie bereits in der Vernehmlassung
angekindigt, aufgrund besserer Abstimmung mit anderen mehrjahrigen
Finanzierungsbeschlissen um ein Jahr verlangert. Aufgrund verschiedener
Entwicklungen der Moderne, namentlich der Globalisierung, Digitalisierung und
Urbanisierung, sieht sich der Bundesrat veranlasst, im Sinne einer "Nationalen
Kulturpolitik" die Zusammenarbeit zwischen allen Staatsebenen zu verstérken, um
diesen Herausforderungen geschlossen entgegenzutreten. Da der Begriff der
"Nationalen Kulturpolitik" bei vielen Vernehmlassern, insbesondere bei den Kantonen,
auf féderal motivierte Bedenken stiess, konkretisierte der Bundesrat in der definitiven
Botschaft die "Nationale Kulturpolitik" als von allen Staatsebenen in Zusammenarbeit
getragene Aufgabe, wobei die Kulturhoheit der Kantone jedoch gewahrt werden soll.
Der Bundesrat plant, seine Fordermassnahmen auf den drei Handlungsachsen
"Kulturelle Teilhabe", "Gesellschaftlicher Zusammenhalt" und "Kreation und Innovation"
auszurichten.

Bei der ersten Handlungsachse will der Bundesrat die Teilhabe von Personen
verschiedenster Kulturen am kulturellen Leben férdern sowie die musikalische Bildung
verstarken, was aufgrund der Annahme des direkten Gegenentwurfs zur
zuruckgezogenen Volksinitiative "jugend+musik" einem Bedulrfnis der Bevolkerung
entspricht. In diesem Zusammenhang soll das neue Programm "Jugend und Musik" ins
Leben gerufen werden, welches analog dem Programm "Jugend und Sport" ausgestaltet
sein soll. Weiter gedenkt der Bund, seine Leseférderung auszubauen, was neu auch die
Unterstitzung von Einzelvorhaben, wie etwa die Organisation von Lesetagen,
ermoglichen soll. Zu guter Letzt soll die Bundeskunstsammlung online und digital
zugéanglich gemacht werden, obwohl die Idee einer "Virtuellen Nationalgalerie" in der
Vernehmlassung bei vielen Kantonen auf Kritik gestossen war.

Betreffend "Gesellschaftlichem Zusammenhalt" liegt ein Schwerpunkt auf Massnahmen
zur Unterstitzung der sprachlichen Vielfalt, was unter anderem durch Forderung der
dritten Landessprache ausserhalb der italienischsprachigen Schweiz sowie generell
durch verstarkten schulischen Austausch zwischen den Sprachregionen erreicht
werden soll. Ausserdem sollen die Lebensbedingungen von Schweizer Fahrenden und
Angehdrigen der jenischen Bevdlkerung als kulturelle Minderheit weiterhin verbessert
werden. Bereits durch die Kulturbotschaft 2012-2015 beméchtigt, unterstitzte der
Bundesrat die "Radgenossenschaft der Landstrasse" und die Stiftung "Zukunft far
Schweizer Fahrende", was jedoch nicht sonderlich zur Verbesserung der Lage
beigetragen hatte. Obwohl die Zahl der Standplatze in der betreffenden Periode von 11
auf 15 angestiegen war, nahm die Zahl der Durchgangsplatze von 51 auf 45 ab. Darlber
hinaus verknappt sich die Raumsituation aufgrund kirzlich erfolgter Zunahme
ausléandischer Durchreisender, namentlich Angehérigen der Sinti und Roma. Auch die
Européische Kommission gegen Rassismus (ECRI) zeigte sich besorgt Uber die
ausbleibenden Verbesserungen und empfahl in ihrem Bericht vom September 2014, die
Raumsituation moglichst rasch zu verbessern und etwas gegen die in der Bevolkerung
herrschende Intoleranz und Ablehnung gegenliber Fahrenden und Jenischen zu
unternehmen. Im Rahmen der neuen Kulturbotschaft will der Bundesrat in diesen
Bereichen aktiv werden.

Um kulturelle "Kreation und Innovation" zu férdern, sieht der Bundesrat verschiedene
Massnahmen vor. Eine der Massnahmen umfasst die Schaffung von finanziellen
Anreizen, damit Schweizer Filme und Koproduktionen mit dem Ausland vermehrt in der
Schweiz realisiert werden kénnen. Hierzu soll das Programm "Filmstandort Schweiz"
(FiSS) geschaffen werden.

Die beantragten finanziellen Mittel fur die gesamte Kreditperiode belaufen sich auf CHF
1,12 Mrd., womit der Betrag die vorgesehenen Mittel in der Finanzplanung des Bundes
um 6,2% oder CHF 65,1 Mio. Ubersteigt. Der jahrliche Betrag ist somit auch um
durchschnittlich 3,4% hoher als der wéhrend der Kulturbotschaft 2012-2015
gesprochene. Hier unternahm der Bundesrat trotz gewichtiger Kritik von Seiten der
Economiesuisse, des SGV sowie der beiden burgerlichen Parteien FDP und SVP keine
Anderungen im Vergleich zur Vernehmlassungsvorlage. 2°
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Ende November 2018 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zur
Genehmigung des Ubereinkommens iiber den Schutz des Unterwasser-Kulturerbes.
Mit der Ratifikation des UNESCO-Ubereinkommens soll der Schutz des im Meer
gefundenen Unterwasser-Kulturerbes im Rahmen des Seerechtsibereinkommens,
welchem die Schweiz 2009 beigetreten ist, konkretisiert und dessen Umsetzung
geregelt werden. Auch wenn das Abkommen in erster Linie auf den Kulturguterschutz in
den Meeren abzielt, ist es fir alle Gewésser anwendbar und tragt zur erstmaligen
Schaffung von spezifischen, volkerrechtlich verbindlichen Regeln zum Umgang mit dem
Unterwasser-Kulturerbe bei, die auch ein konkretes Eingreifen im Bedrohungsfall
erlauben. Das bereits 2001 von der UNESCO geschaffene Abkommen wurde trotz
anfanglicher Zweifel zwischenzeitlich von rund 60 Landern ratifiziert und gilt als ein
wirksames Instrument im Kampf gegen die Plinderung und Ausbeutung des Kulturerbes
unter Wasser. In den Weltmeeren kénnen so rund 3 Mio. Fundstellen unter Schutz
gestellt werden, was einen beachtlichen Teil des Gesamtkulturerbes der Menschheit
ausmacht. In der Schweiz zdhlen beispielsweise die seit 2011 zum UNESCO-
Weltkulturerbe  «Prahistorische  Pfahlbauten um die Alpen» gehdrenden
Pfahlbauersiedlungen dazu.

Da die Schweiz sowohl in den institutionellen als auch rechtlichen Grundlagen der
Bundes- und Kantonsebene und den zur Verfligung stehenden
Umsetzungsinstrumenten dem Anliegen des Abkommens bereits weitestgehend
Rechnung tragt, bedarf es lediglich kleinerer Anpassungen im Kulturgttertransfer- und
Seeschifffahrtsgesetz, welche im Entwurf des Bundesbeschlusses aufgeftinrt werden.
Entsprechend waren zum Zeitpunkt der Behandlung auch keine zusatzlichen
Ressourcen zur Umsetzung des Anliegens notwendig.

Von den 46 eingegangenen Stellungnahmen in der Vernehmlassung hatte sich eine
Uberwiegende Mehrheit flr die Ratifikation des Abkommens ausgesprochen. Durch die
angefuhrten Ziele, Grundzlige und Inhalte des Abkommens - bis auf den Kanton Schwyz
wurden diese von samtlichen Kantonen begrisst - erhofften sich die Kantone
insbesondere im Bereich der Vermittlung und Bildung entsprechende Impulse. Die
zustimmenden Organisationen und Verbande - die SVP sowie die beiden
Wirtschaftsverbéande Centre Patronal und SGV hatten eine Ratifikation abgelehnt -
versprachen sich in erster Linie Impulse fur die nationale Kultur- und
Nachhaltigkeitspolitik.

Zeitgleich mit seiner Botschaft zur Genehmigung des Ubereinkommens tiber den Schutz
des Unterwasser-Kulturerbes hatte der Bundesrat im November 2018 auch seine
Botschaft zur Genehmigung des Rahmeniibereinkommens des Europarats iiber den
Wert des Kulturerbes verabschiedet. Das auch als «Konvention von Faro» bekannte
Abkommen setzt das Kulturerbe in den Fokus, welches fur die Férderung von kultureller
Vielfalt und nachhaltiger Entwicklung in der Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt eine
bedeutende Ressource darstellt. Das 2005 vom Europarat verabschiedete und zur
Unterzeichnung und Ratifikation aufgelegte Abkommen ist am 1. Juni 2011 in Kraft
getreten und seither von 18 Staaten ratifiziert und von 5 weiteren Staaten unterzeichnet
worden. Mit dem Abkommen werden die Staaten dazu aufgefordert,
Rahmenbedingungen zu schaffen, die dem Kulturerbe zu mehr Aufmerksamkeit
verhelfen und sowohl den Zugang dazu stérken als auch die Teilhabe daran einer
breiteren Offentlichkeit erméglichen. Konkrete Ziele fir die kulturelle Nachhaltigkeit im
Schweizer Kontext wurden erstmals im Rahmen der «Strategie Nachhaltige Entwicklung
2016-2019» und mit den drei Handlungsachsen der Kulturbotschaft 2016-2020
definiert. Ausgehend von einem relativ breit gefassten Kulturbegriff inkludiert das
Abkommen sowohl materielle als auch immaterielle und digitale Erscheinungsformen
des Kulturerbes. Hinsichtlich der Umsetzung der Konvention wird den beitretenden
Staaten grundsétzlich ein grosser Handlungsspielraum gewahrt, wobei im Falle der
Schweiz auf der rechtlichen Ebene keine Anpassungen erforderlich sein werden. Der
Bundesrat sah in der Ratifikation des Abkommens eine sinnvolle Ergédnzung der bereits
bestehenden Ubereinkommen des Europarates im Bereich der Kulturpolitik und einen
idealen Verweis auf die Bedeutung «zeitgeméasser Ansatze wie einer partizipativen und
transparenten Gouvernanz, der Férderung von Bottom-Up-Prozessen sowie des
systematischen Einbezugs digitaler Medien».

Dass die Vorlage einen breiten Ruckhalt zu erwarten hat, hatte sich bereits in der
Vernehmlassung gezeigt: 46 der eingegangenen 51 Stellungnahmen hatten sich deutlich
fur eine Ratifikation des Abkommens ausgesprochen. Wie bereits beim
Ubereinkommen zum Schutz des Unterwasser-Kulturerbes hatten sich lediglich der
Kanton Schwyz, die SVP und die beiden Wirtschaftsverbande Centre Patronal und SGV
gegen die Vorlage gestellt. Ergdnzend hatte die FDP verkindet, dass sie erhebliche
Zweifel am Nutzen der Konvention hege.
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Ende Mai 2019 schickte der Bundesrat den Entwurf zur Férderung der Kultur in den
Jahren 2021-2024 (Kulturbotschaft 2021-2024) in die Vernehmlassung. Bis zur
Vernehmlassungsfrist am 20. September 2019 gingen insgesamt 305 Stellungnahmen
ein, die sechs Kernthemen fokussierten: die Umsetzung der Kulturbotschaft
2016-2020, die Handlungsachsen der Kulturpolitik des Bundes, die Weiterentwicklung
von (bestehenden) Massnahmen, die Revision des Filmgesetzes und die Finanzmittel zur
Umsetzung der Kulturbotschaft 2021-2024.

Die Umsetzung der Kulturbotschaft 2016-2020 wurde in einer deutlichen Mehrheit der
Stellungnahmen - wobei sich viele Rickmeldungen erst gar nicht zu diesem Punkt
ausserten - positiv bewertet, auch wenn einige Teilnehmende Kritik an der durch
finanzielle Kdrzungen und das Stabilisierungsprogramm erschwerten Umsetzung
einzelner Massnahmen Ubten. Die wenigen Stellungnahmen mit grosseren Vorbehalten
machten insbesondere geltend, dass in der aktuellen Forderperiode zu wenig auf die
Krise des Journalismus oder auf Menschen mit Behinderungen eingegangen worden
sei.

Die Beibehaltung der drei bestehenden Handlungsachsen der Kulturpolitik (kulturelle
Teilhabe, gesellschaftlicher Zusammenhalt sowie Kreation und Innovation) fand, gerade
im Sinne der angestrebten Kontinuitat und Verlasslichkeit, ebenfalls breite Zustimmung.
Auch der in diesem Zusammenhang neu eingefihrte Akzent der «Digitalisierung» wurde
mehrheitlich beflrwortet, wenn auch vereinzelt mit Bedenken: Wahrend einige
Rickmeldungen das Fehlen einer umfassenden Digitalisierungsstrategie bemangelten
und fur mehr Kohéarenz in diesem Bereich eine solche auch explizit forderten, kam von
Seiten des SSV und der SAB die Forderung nach einer vorrangigen Evaluation der bereits
getroffenen Massnahmen. Organisationen wie der SBVV oder die SKKB beflrworteten
den Akzent auf der Digitalisierung, ermahnten aber zugleich, dass dieser nicht zu Lasten
der analogen und physischen Objekte gehen durfe. Lediglich die SVP stand dem Akzent
auf der Digitalisierung ganzlich ablehnend gegentber, da die Digitalisierung ihrem
Befinden nach «mit Kultur weder direkt noch indirekt» etwas zu tun habe.

Die zwolf Massnahmen zur Weiterentwicklung der Kultur wurden tberwiegend positiv
beurteilt, wobei zu einzelnen Massnahmen kritische Téne bzw. Anpassungsvorschlage
geaussert wurden: Wéahrend die Ansatze zur Chancengleichheit von Frauen und
Mannern im Kulturbereich, zur Kunstvermittlung oder zu den Halteplatzen fur Jenische,
Sinti und Roma sowie nationale und internationale Austausch- und
Kooperationsbestrebungen von allen Teilnehmenden beflirwortet wurden, gab es bei
der Entwicklung der musikalischen Bildung einzelne Einwande. Auch wenn die Mehrheit
die Stérkung des Programms «Jugend und Musik» beflrwortete, monierte der Kanton
Waadt die Qualitétsanforderungen des Programms und stellte das Modell der
Talentforderung («Talentkarte») in Frage; andere Kantone sowie Organisationen
hingegen forderten die Berlcksichtigung kantonaler Talentférderungsprogramme, um
eine Koordination zu ermoglichen. Grosse Vorbehalte seitens einer Mehrheit der
Teilnehmenden bestanden hingegen bei den vorgeschlagenen Massnahmen zur
Baukultur, trotz grundsatzlicher Zustimmung zum «Konzept Baukultur». Eine Mehrheit
der Kantone sowie die SAGW und die EDK betonten, dass die neue Strategie zur
Forderung der Baukultur - diese wird voraussichtlich Anfang 2020 vom Bundesrat
verabschiedet werden - nicht zu Lasten der Aufgaben in den Bereichen Kulturerbe,
Archéologie und Denkmalpflege gehen dirfte. Teilnehmende aus den Bereichen der
Denkmalpflege und der Architektur bemangelten, dass die geplante Strategie
ausschliesslich zur Starkung der zeitgendssischen Baukultur diene.

Die Revision des Filmgesetzes (FiG) wurde kontrovers beurteilt: Wahrend samtliche
Kantone und die Mehrheit der Parteien sowie Kulturverbénde die neu vorgeschlagenen
Verpflichtungen fir Online-Filmeanbieter (Investitionspflicht und Quote fir
européische Filme) beflirworteten, pladierte die SRG flur eine Ausdehnung der
Investitionspflicht auf auslandische Veranstalter mit Werbefenstern in der Schweiz. Die
FDP, die SVP, der Schweizerische Gewerbeverband sowie Vertretungen der
Telekommunikationsbranche lehnten die Neuerungen génzlich ab, schlossen gar ein
diesbezlgliches Referendum nicht aus. Die Kritiker monierten die mangelnde
Verfassungskonformitdt  einer solchen Ausdehnung und bezweifelten die
Durchsetzbarkeit der neuen Verpflichtungen gegeniber Unternehmen mit Sitz im
Ausland, was zu einer Benachteiligung der inlandischen Konkurrenz fuhren kénne. Die
FDP nahm, nebst dem Kanton Zirich, dem Stadteverband und der Arbeitsgemeinschaft
fur die Berggebiete, auch eine ablehnende Haltung gegeniber dem vorgesehenen
Ausschluss kommerziell tatiger Unternehmen von der Filmkulturférderung ein, wahrend
diese Massnahme von den restlichen 25 Kantonen sowie der BDP, der CVP, der GP und
der SP durchaus begrusst wurde.

Die vom Bundesrat zur Umsetzung der Kulturpolitik beantragten Finanzmittel betrugen
insgesamt CHF 942.8 Mio., was einer Mittelaufstockung von rund CHF 35.4 Mio. bzw.
einem Wachstum von durchschnittlich 2.9 Prozent pro Jahr entspricht (einschliesslich
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einer Teuerung von 1 Prozent). Diese Werte stiessen bei der CVP und dem SGV auf
ungeteilte Zustimmung, wurden aber wiederum von der FDP, der SVP und dem
Gewerbeverband als zu hoch erachtet. Eine grosse Mehrheit begrisste zwar die
vorgesehene Mittelaufstockung, beantragte aber zugleich eine Erhdhung des
Gesamtfinanzrahmens.

Im Rahmen weiterer vorgeschlagener Gesetzesanpassungen gab einzig die vorgesehene
Streichung der Kulturabgeltung an die Stadt Bern zu reden: GP, SP, der Stadteverband,
diverse Kulturverbande sowie die Kantone Basel-Landschaft, Solothurn und
offensichtlich der Kanton Bern lehnten diese Massnahme deutlich ab. %

Der Bundesrat verabschiedete im September 2020 die Botschaft zum neuen
Gesetzesentwurf, der den Jugendschutz bei Filmen und Videospielen neu regeln und
schweizweit vereinheitlichen soll. Der erste Entwurf war bereits im Méarz 2019
verdffentlicht und bis Juni 2019 in die Vernehmlassung geschickt worden, an welcher
insgesamt 88 Akteure partizipiert hatten. Grundséatzlich stimmten die
Vernehmlassungsteilnenmenden der Richtung des Gesetzes sowie der geplanten
Koregulierung durch die Akteure der Film- und Videospielbranche und den Staat zu. So
unterstitzten 24 Kantone, die SODK, deren fachtechnische Konferenz fur Kinder- und
Jugendpolitik (KKJP) sowie die Mehrheit der Wirtschaftsverbande und Organisationen
im Bereich Film und Videospiel die Vorlage. Vollig abgelehnt wurde sie hingegen von
den Kantonen Schwyz und Zug, da das Gesetz nicht genug Massnahmen im Bereich des
Online-Handels sowie bei Abruf- und Plattformdiensten enthielt, obwohl dort der
grosste Handlungsbedarf gegeben sei. Auch die SVP, die FDP und der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) sprachen sich gegen die Vorlage aus, da in ihren Augen die
Erziehungsberechtigen beim Thema Jugendschutz in der Verantwortung stinden.
Prinzipiell beflirwortet wurde die Vorlage von der CVP und der SP, wobei Erstere jedoch
die Eignung des Ldsungsansatzes in Frage stellte und Letztere eine noch stéarkere
staatliche Regulierung begrisst hatte. Auf Grund der Rickmeldungen der
Vernehmlassungsteilnehmenden nahm der Bundesrat kleinere Anpassungen am
Vorentwurf vor, etwa indem er Werbefilme explizit aus der Regelung ausschloss.
Hingegen sollten Kinder in Begleitung einer erwachsenen Person Zugang zu sonst
unerlaubten Inhalten bekommen, sofern die Begleitperson mindestens 10 Jahre alter ist
und das Mindestalter um hochstens 2 Jahre unterschritten wird. Ausserdem werden die
Anbieterinnen und Anbieter von Abruf- und Plattformdiensten dazu verpflichtet,
Massnahmen flr den Jugendschutz im Rahmen ihrer Moglichkeiten zu treffen. Eine
abschliessende Alterskontrolle sei hier nicht realistisch, da nicht kontrolliert werden
kénne, wer letztendlich die Inhalte konsumiere. Dies zu Uberprifen falle in den
Verantwortungsbereich der Erziehungsberechtigten. Zuklnftig sollen bei der
Erarbeitung der Jugendschutzregelung im Rahmen der neu gebildeten
Jugendschutzgruppen Ulberdies Expertinnen und Experten miteinbezogen werden
mussen. %

Im Unterschied zum Standerat kamen der WBK-SR-Motion zum Konzept zur Pflege des
Kulturerbes der Schweiz im Nationalrat auch kritische Stimmen entgegen. Die
nationalratliche Kommission hatte sich im Zuge ihrer Beratungen zwar mit 17 zu 7
Stimmen bei einer Enthaltung fur die Annahme der Motion ausgesprochen, eine
Minderheit Haab (svp, ZH) stellte jedoch einen Antrag auf Ablehnung des Vorstosses. Die
Kommissionsmehrheit zeigte sich Uber die angestrebte Kursdnderung erfreut,
insbesondere weil sie sich erhoffte, die in der Kulturbotschaft 2021-2024 verpasste
Verlagerung des Fokus' von einer sektoriellen zu einer ganzheitlichen Handhabe sowie
der expliziten Miteinbeziehung der EDK als Kantonsvertretung nachholen zu kénnen. Die
Minderheit argumentierte primar mit der kulturellen Verwésserung und der
zuséatzlichen finanziellen Belastung. Martin Haab betonte, wie wichtig der Erhalt der
Schweizer Kultur und Traditionen gerade fir die SVP sei, was sich ja auch durch deren
Prasenz an brauchtimlichen Grossveranstaltungen deutlich zeige. Die SVP stemme sich
folglich vehement dagegen, «wenn Teile unserer Gesellschaft unsere Kultur und unsere
Brauche verwéssern wollen». Zudem fihre die Erarbeitung und Umsetzung des neuen
Konzeptes lediglich zu einem klnstlichen und unndtigen Aufbléhen des
Verwaltungsapparates, was wiederum die ohnehin schon gebeutelten Staatsfinanzen
noch mehr strapazieren wdirde. Im Weiteren bestehe ja, geméass dem
Kommissionsbericht, seit 2008 mit der «Memopolitik» ein Ubergeordnetes Konzept auf
Bundesstufe, wahrend die Verantwortlichkeiten fur die kantonale und kommunale
Ebene nicht beim Bund lagen. Dennoch sprach sich der Nationalrat in der
Sommersession 2021 mit 134 zu 51 Stimmen bei 2 Enthaltungen fir die
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Kommissionsmotion aus. Wenig Uberraschend stammten sémtliche Gegenstimmen aus
der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion.

Die beiden Kammern beugten sich in der Herbstsession 2021 dUdber die
Differenzbereinigung zur Revision des Filmgesetzes (Lex Netflix), die in derselben
Session auch gelang. Damit fand die Debatte nach fast einem Jahr ein Ende - als mit
Abstand letzte der verschiedenen Vorlagen zur Kulturbotschaft 2021-2024.

Der Nationalrat, welcher als erster an der Reihe war, befasste sich mit vier
bestehenden Differenzen zur standeratlichen Version des Gesetzes. Mit der
Begrindung, dass der vorgeschlagene Kompromiss flr alle Beteiligten ausgewogen sei
und eine gute Starkung des Schweizer Films ermdgliche, schloss sich die Mehrheit der
WBK-NR in allen offenen Punkten dem Stéanderat an.

Die erste Differenz bezog sich auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Hohe der
Investitionspflicht. Damit wirden neu auch Online-Plattformen, wie etwa Netflix,
verpflichtet, einen gewissen Prozentsatz ihres in der Schweiz erreichten Bruttogewinns
in Schweizer Filme zu investieren. Die Frage war nun, wie hoch dieser Ansatz festgelegt
werden sollte. Der Nationalrat hatte sich in der Herbstsession 2020 auf 1 Prozent
geeinigt, was durch den Standerat wieder rlckgangig gemacht worden war. Dieser
entschied in der Sommersession 2021, dem Entwurf des Bundesrates zu folgen, und
verlangte eine Abgabe von mindestens 4 Prozent. Da dadurch inlandische und
auslandische TV-Stationen gleiche Bedingungen hatten und der Schweizer Film
nachhaltig unterstitzt und geférdert werden koénnte, unterstitzte die Mehrheit der
WBK-NR mit 14 zu 10 Stimmen den Standerat. Eine Kommissionsminderheit, angefthrt
von Peter Keller (svp, NW), forderte die Senkung der Investitionspflicht von 4 auf 2
Prozent. Der Schweizer Film werde bereits starker gefordert als friher, 2013 mit rund
CHF 100 Mio. und heute geméss NZZ bereits mit bis zu CHF 150 Mio. jahrlich. Mit
diesem Gesetz wurden nun auslandische Anbietende und Streaming-Dienste
verpflichtet, den Schweizer Filmsektor «zwangsweise mitlzulsubventionieren», was
einem liberalen Verstandnis des Marktes mehr als widerspreche, wie Keller seine
Minderheit begrindete. Ausserdem warf er die Frage in den Raum, ob die Probleme
beim Schweizer Film wirklich darauf zurickzufihren seien, dass dieser zu wenig Geld
bekomme, oder nicht eher zu viel erhalte. «Wenn man der Katze jeden Tag ein Whiskas
hinstellt, geht sie nicht mehr jagen. Staatsknete macht tréage.» Mit 119 zu 71 Stimmen
entschied der Nationalrat jedoch, der Kommissionsmehrheit und somit dem Entwurf
des Standerates zu folgen und die Investitionspflicht auf 4 Prozent anzusetzen. Die
Fraktionen der SP und der Griinen stimmten geschlossen, die Fraktionen der Mitte und
der Grunliberalen mit einer klaren Mehrheit fur, die SVP-Fraktion geschlossen gegen die
Kommissionsmehrheit. Die Fraktion der FDP.Liberalen zeigte sich stark gespalten, so
stimmten 15 Mitglieder fir den Mehrheitsantrag und 14 fir die Minderheit Keller.

Als zweiter Punkt wurde die Frage diskutiert, welche Firmen von dieser
Investitionspflicht ausgenommen werden sollen. Hier hatte der Nationalrat im Herbst
2020 beschlossen, dass nebst der SRG auch regionale TV-Anbietende sowie
Kabelnetzbetreibende von dieser Regelung ausgeschlossen bleiben sollen. Dem
widersprach jedoch der Standerat im Sommer 2021, welcher nebst der SRG keine
weiteren Ausnahmen ins Gesetz aufnehmen wollte. Auch hier folgte die
Kommissionsmehrheit mit 13 zu 10 Stimmen dem Sténderat. Regionale Anbietende
seien gar nicht von dieser Regelung betroffen, da diese sehr oft gar keine Filme zeigen
wirden, was eine Ausnahme flr diese Félle obsolet mache, so Matthias Aebischer (sp,
BE) flr die Kommissionsmehrheit im Rat. Eine Minderheit Kutter (mitte, ZH) verlangte
Festhalten an dem Entwurf des Nationalrates. Schnelles Internet in allen Landesteilen
sei ein extrem wichtiges Anliegen, welches auch der Bundesrat unterstutze. Ziel solle
sein, Kabelnetzbetreibende dabei zu unterstlitzten, den daflr ndtigen Ausbau so
schnell wie mdglich zu erreichen. Mit dieser Investitionspflicht werde diesen aber ein
riesiger Stein in den Weg gelegt, weshalb Kabelnetzbetreibende im Interesse aller aus
dieser Regelung ausgeschlossen werden sollten, wie der Minderheitensprecher sein
Anliegen begriindete. Auch hier folgte der Nationalrat jedoch mit 110 zu 77 Stimmen (bei
3 Enthaltungen) der Kommissionsmehrheit und gab dem Stédnderat in diesem Punkt
nach. Die geschlossenen Fraktionen der SP und der Grinen sowie eine klare Mehrheit
der Grilnliberalen Fraktion stimmten fir die Mehrheitsposition, die SVP-Fraktion, etwa
die Halfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie ein Drittel der Mitte-Fraktion sprachen
sich fur den Minderheitsantrag Kutter aus.

Die dritte Differenz drehte sich um Werbeleistungen zur Bewerbung von Schweizer
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Filmen und deren Anrechenbarkeit an die Investitionspflicht. Gemass geltendem Recht
kénnen private TV-Sender den Schweizer Film in Form von Werbeminuten statt mit
Geld unterstitzen. Die offene Frage war nun, wie hoch der Werbebetrag sein darf, der
an die Investitionspflicht angerechnet werden kann. Wahrend der Bundesrat in seiner
Botschaft vorsah, diese Méglichkeit der Anrechenbarkeit ganz abzuschaffen, hatte der
Nationalrat eine Anrechenbarkeit von Werbeminuten im Umfang von bis zu CHF 1 Mio.
vorgesehen. In der Differenzbereinigung setzte sich die nationalratliche
Kommissionsmehrheit dem Sténderat folgend fir eine Anrechnung eines Betrags bis
CHF 500'000 ein. Eine Kommissionsminderheit Kutter verlangte hingegen Festhalten an
der vorher im Rat gefassten Position (CHF 1 Mio.). Kutter argumentierte damit, dass
auch private Sender zunehmend mit ricklaufigen Zahlen zu kampfen hatten und alles
andere als in Geld schwimmen wirden. Der von der Kommissionsmehrheit berechnete
Ruckgang der Unterstutzungszahlungen fur den Schweizer Film von CHF 18 auf CHF 14
Mio. erachtete Kutter als vertretbaren Kompromiss. Stattdessen wirden in Zukunft die
Investitionen der Streaming-Anbietenden massiv zunehmen, was diesen Rickgang mehr
als kompensieren werde. Der Nationalrat folgte aber auch hier mit 106 zu 85 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) wieder der Kommissionsmehrheit. Erneut stimmten die SP- und die
Grine Fraktion geschlossen fur die Kommissionsmehrheit, die SVP-Fraktion
geschlossen fur die Kommissionsminderheit. Die Grunliberale Fraktion sprach sich
mehrheitlich fur den Mehrheitsantrag aus, wahrend sich die FDP.Liberalen-Fraktion
und die Mitte-Fraktion auch in dieser Frage gespalten zeigten.

Zu guter Letzt hatte das Parlament auch Uber eine von Christian Wasserfallen (fdp, BE)
angeflihrte Minderheit zu befinden, der die gesamte «Lex Netflix>», also jegliche
Investitionspflicht, streichen wollte. Er argumentierte, dass es nicht zielfihrend sei,
sich als kleine Schweiz mit Anbietenden wie Netflix anzulegen. Vielmehr sollte sich der
Schweizer Filmsektor mit den Produzentinnen und Produzenten in Verbindung setzen
und Kollaborationen anstreben, um von deren grossen Reichweite zu profitieren. Auch
er betonte, dass die derzeitige Unterstitzung in der Hohe von CHF 150 Mio. vom BAK,
den Kantonen, Stéadten, Gemeinden und den SRG-Abgaben ausreichend sei. Lieber solle
man sich auf die Qualitat des Filmes berufen und bessere Drehbtcher schreiben, dann
hatte der Schweizer Film vielleicht auch bessere Chancen auf dem internationalen
Markt, forderte er. Ein Drittel der FDP.Liberalen-Fraktion, die SVP-Fraktion sowie
einzelne Mitglieder der Grunen und der Grunliberalen unterstutzten Wasserfallen; mit
121 zu 65 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat den Minderheitsantrag
Wasserfallen ab und hielt an der Lex Netflix fest.

Da in der Nationalratsdebatte alle inhaltlichen Differenzen beseitigt worden waren, ging
es im Standerat nur noch um zwei rein sprachliche Anpassungen. Diese wurden von der
kleinen Kammer in der Folge diskussionslos und stillschweigend gutgeheissen.

Damit war die Vorlage nach langen Diskussionen im Oktober 2021 bereit fur die
Schlussabstimmungen. Im Nationalrat wurde die «Lex Netflix» mit 124 zu 67 (bei 3
Enthaltungen) angenommen. Die Fraktionen der SP, der Grinen und der GLP stimmten
geschlossen fur, die SVP-Fraktion geschlossen gegen den Gesetzesentwurf. Uneinig
waren sich die Fraktionen der FDP.Liberalen und der Mitte, wobei jeweils eine Mehrheit
fir die Vorlage stimmte. Im Stdnderat fand das Gesetz mit 32 zu 8 Stimmen (4
Enthaltungen) deutliche Zustimmung.

Kirchen und religionspolitische Fragen

Im Mai lancierten rechtsburgerliche und freikirchliche Kreise mit Unterstitzung der SVP
und der EDU eine Volksinitiative ,,Gegen den Bau von Minaretten™. Die Initiantinnen
und Initianten wollen den Bau von Minaretten in der Schweiz verbieten, da diese Bauten
ihrer Ansicht nach Symbole eines religids-politischen Machtanspruchs des
muslimischen Glaubens sind, welcher die Bundesverfassung und die schweizerische
Rechtsordnung in Frage stellt. %/

Im Berichtsjahr berieten beide Kammern Uber die Volksinitiative .,gegen den Bau von
Minaretten™. Die Initiative wurde im Vorjahr vom sogenannten Egerkinger Komitee
eingereicht, welches sich aus 14 SVP- und zwei EDU-Vertretern zusammensetzte.
Unterstltzung erhielt das Komitee von den oben genannten beiden Parteien. Einige
namhafte Parteiexponenten der SVP hielten sich im Abstimmungskampf jedoch zurtick
oder ausserten sich sogar negativ zur Initiative. Dem Nationalrat, welcher das Geschaft
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in der Frihjahrssession als Erstrat behandelte, lag ein Minderheitsantrag Gross (sp, ZH)
vor, welcher die Volksinitiative wegen Verstoss gegen die Religionsfreiheit und klarer
Missachtung der Europaischen Menschenrechtskonvention fur ungultig erklaren wollte.
Die Antragsteller, welche durch die SP und eine grosse Mehrheit der Griinen unterstitzt
wurden, bezeichneten die Religionsfreiheit als von ,fundamentaler Bedeutung fur die
nationale Friedensordnung™ und erachteten sie in diesem Sinne dem zwingenden
Voélkerrecht angehorig und eine Verletzung deshalb als unzuldssig. Der Bundesrat wie
auch eine grosse Mehrheit der Staatspolitischen Kommission (SPK) waren jedoch der
Ansicht, dass die Verletzung der Religionsfreiheit nicht gegen zwingende Bestimmungen
des Volkerrechtes verstosse, da der Kernbestand der von allen Staaten anerkannten
Menschenrechte nicht berthrt werde. Der Minderheitsantrag wurde denn auch mit 128
zu 53 Stimmen abgelehnt. Die Debatte sowie weitere aktuelle Vorstésse zu
verfassungsrechtlichen Fragen zeigten jedoch, dass es zuséatzlicher Regelungen bedarf,
wann eine Volksinitiative materiell ungiltig zu erkldren sei (vgl. hier). Mit einer
Zweidrittelmehrheit empfahl die SPK dem Nationalrat die Initiative ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung. Neben Verletzung der Religionsfreiheit verstosse die
Initiative auch gegen das Diskriminierungsverbot und stehe zudem im Widerspruch zu
verschiedensten Bestimmungen aus der schweizerischen Gesellschafts- und
Rechtsordnung, so beispielsweise zur Glaubens- und Gewissensfreiheit, zur
Eigentumsgarantie oder zum Verhéltnismassigkeitsprinzip. Ferner liesse sich ein
Bauverbot fir Minarette nicht mit dem Schutz der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung
begrinden und kénnte zur Gefdhrdung des religiésen Friedens beitragen. Eine
Minderheit Hutter (svp, SG) empfahl die Initiative zur Annahme. Sie vertrat die Ansicht,
dass Minarette einen religids-politischen Machtanspruch darstellten und deshalb zu
verbieten seien. Nach flnfstlindiger Debatte folgte der Nationalrat dem Bundesrat und
empfahl die Initiative mit 129 zu 50 Stimmen ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung.
Zustimmung erhielt die Initiative ausschliesslich aus der SVP-Fraktion. Der Kernpunkt
der Debatte im Stdnderat war ein Minderheitsantrag Maissen (cvp, GR), welcher
ebenfalls beantragte, die Initiative flur ungultig zu erklaren. Der Standerat verwarf den
Antrag nach zweistlndiger Diskussion mit 24 zu 16 Stimmen. Er empfahl die Initiative
mit 36 zu 3 Stimmen ebenfalls zur Ablehnung. 2

In der Volksabstimmung vom 29. November nahmen Volk und Stande die Minarett-
Initiative (Volksinitiative .gegen den Bau von Minaretten™) trotz klarem Nein von
Bundesrat und Parlament mit einem deutlichen Ja-Anteil von 57,5% an. Einzig der
Kanton Genf verwarf die Initiative klar (40,3% Ja-Stimmen) und die Kantone Basel-
Stadt, Neuenburg und Waadt wiesen ein knappes Nein aus. Alle Ubrigen Kantone
nahmen die Initiative an. Wahrend der Kanton Zlrich nur ausserst knapp zustimmte,
waren es im Kanton Bern drei von funf Personen. Die Zustimmungsrate im Kanton
Tessin sowie in einigen Kantonen der Zentral- und Ostschweiz Uberstieg sogar 65%.
Neben der SVP und der EDU sprachen sich im Vorfeld auch die Ubrigen Rechtsparteien
fur ein Minarettverbot aus. Alle Ubrigen Parteien sowie economiesuisse, die
Gewerkschaften und die Kirchen beschlossen die Nein-Parole. Nach der Abstimmung
kam es zu spontanen Mahnwachen und Demonstrationen in verschiedenen Stadten.
Reaktionen in auslandischen Medien und Stellungnahmen von Regierungsvertretern und
anderen Politikern waren zahlreich und mit Ausnahme von Seiten der Rechtspopulisten
Uberwiegend negativ. Der Europarat, das UNO-Hochkommissariat fir Menschenrechte
und die Organisation der islamischen Konferenz der UNO verurteilten den Entscheid.
Auch im islamischen Raum sorgte das Minarettverbot fir Enttauschung und Emporung;
mehrere religiose Fuhrer warnten aber die Muslime in der Schweiz vor einer
Uberreaktion und ermutigten sie zur Weiterfiilhrung und Verstarkung des
interkulturellen Dialogs. Aufrufe zum Boykott wurden hauptsachlich im Internet
publiziert. Online-Umfragen europaischer Zeitungen zeigten jedoch, dass Blrger
anderer europaischer Lander der Initiative auch mehrheitlich zugestimmt hatten.
Stimmen von verschiedensten Seiten wurden laut, welche dazu aufriefen, die Angste
der Bevdlkerung ernst zu nehmen und der grassierenden Verunsicherung gegenuber
anderen Kulturen aktiv entgegen zu wirken.

VI ,gegen den Bau von Minaretten™
Abstimmung vom 29. November 2009

Beteiligung: 53,8%
Ja: 1535010 (567,5%) / 17 5/2 Sténde
Nein: 1134 440 (42,5%) / 3 1/2 Stande
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Parolen:

-Ja: SVP, SD, EDU, FPS, Lega.

- Nein: FDP, CVP(1)*, SP, EVP, CSP, PdA, GP, KVP, GLP, BDP; ZSA, economiesuisse, SGB,
Travail.Suisse.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen %

Das sankt-gallische Au-Heerbrugg beschloss an einer Urnenabstimmung im Februar mit
einer Zweidrittelmehrheit ein Kopftuchverbot im Schulunterricht. Bei der
Abstimmungsvorlage handelte es sich um ein von der kantonalen SVP ergriffenes
Referendum, das als Reaktion auf die von der Schulbehérde beschlossene Aufhebung
eines 2010 vom St. Galler Erziehungsrat empfohlenen Kopftuchverbots zu Stande kam.
Die beiden somalischen Madchen, deren Weigerung zur Ablegung des Kopftuchs den
Schulrat zum Umdenken bewogen hatte, gaben bekannt, den Entscheid mit ihrem
Anwalt, dem griinen Nationalrat Daniel Vischer (gp, ZH), anfechten zu wollen. Vischer
hatte im Vorjahr bereits die beiden thurgauischen Schilerinnen mazedonischer
Herkunft erfolgreich vor dem Bundesgericht vertreten.

Im November Uberwies der sankt-gallische Kantonsrat mit deutlicher Mehrheit eine
SVP-Motion, die den Kanton beauftragt, gesetzliche Regelungen  fur
Bekleidungsvorschriften in Schulen zu erlassen. Zwei Wochen zuvor stitzte das
Verwaltungsgericht in St. Gallen die Beschwerde eines weiteren muslimischen
Médchens aus Sankt Margrethen. Ein Kopftuchverbot ware zum jetzigen Zeitpunkt
unverhaltnisméassig. Die kopftuchtragende Schilerin sei weder ein Stoérfaktor in der
Schule noch verhindere die Kopfbedeckung die Integration der 13-Jahrigen. Im Kanton
Thurgau, wo das Bundesgericht im Vorjahr aufgrund fehlender rechtlicher Grundlagen
ein von einer Schulgemeinde verhangtes Kopftuchverbot als unzulassig erklarte,
scheiterten die Versuche der SVP im Grossen Rat, mittels Motion die rechtliche Basis zu
schaffen. Des Weiteren scheiterte im Kanton Aargau eine Motion der CVP-Fraktion, die
ebenfalls das Tragen des Kopftuchs im Schulunterricht verbieten wollte, aufgrund
fehlender Unterstitzung ausserhalb der CVP und SVP. *°

Eine vom Staatssekretariat flur Bildung, Forschung und Innovation geleitete
Arbeitsgruppe konkretisierte die Zielsetzung fir ein Studienzentrum zum Islam. Dabei
soll dieses nicht langer die Ausbildung von Imamen zum Ziel haben, sondern die
Beziehungen zwischen Islam, Staat und Gesellschaft beleuchten und diskutieren. Diese
Ausbildung, welche mit der Schaffung eines kleinen Studienzentrums Islam und
Gesellschaft an der Universitat Fribourg ermdglicht werden soll, wirde Berufsleuten
offen stehen, die in ihrem Alltag oft mit Musliminnen und Muslimen in Kontakt sind, so
beispielsweise auch Personen im Bereich der Sozialarbeit. In der Abklarungsphase bis
zum geplanten Start des Zentrums (2017) sind fir das Projekt CHF 540'000 budgetiert.
Davon stellt sowohl der Bund wie auch die beteiligten Hochschulen je die Halfte der
finanziellen Mittel. Im Kanton Freiburg formierte sich jedoch politischer Widerstand
zum Projekt. Im September hatte der Grossrat Uber einen Vorstoss der SVP zu befinden,
der den Staatsrat beauftragte, bei der Universitat einen Antrag auf Verzicht auf das
Zentrum zu stellen. Neben der SVP erhielt der Vorstoss auch burgerlichen Zuspruch aus
Teilen der CVP und FDP, verfehlte jedoch das erforderliche qualifizierte Mehr knapp.
Wahrend die Gegner des Zentrums das Projekt als reine Provokation verstanden und die
christlichen Werte des Kantons in Gefahr sahen, erachtete CVP-Staatsrat Jean-Pierre
Siggen den mithilfe des Zentrums ermaoglichten verstarkten interreligidsen Dialog in den
aktuellen Zeiten als wichtiger denn je. Ferner wiirde eine regierungsratliche Weisung an
die Universitat in die verfassungsmassig garantierte Freiheit der Lehre eingreifen.
Bereits vor Jahresende gab die Freiburger SVP ihre Pléne zur Lancierung eines
entsprechenden Volksbegehrens bekannt. *'

Nach den Anschlagen in Paris haben die Schweizer Muslime ihre Forderung nach der
Anerkennung des Islams als Landeskirche erneut aufgegriffen. Ihr designiertes Ziel
hierbei sei es, Muslime besser in die hiesige Gesellschaft integrieren zu kénnen und
zugleich aufkommenden Radikalisierungstendenzen Einhalt bieten zu kénnen. Erste
Gesuche hierfur seien bereits in Vorbereitung und wirden zunéchst im Pilotkanton
Basel-Stadt und zu einem spateren Zeitpunkt dann auch in der Waadt eingereicht. Fur
den Vorstoss verantwortlich zeigen sich die beiden nationalen Muslim-Verbande KIOS
und FIDS. Die Organisationen erarbeiten zur Zeit gemeinsam ein Musterstatut fur
islamische Gesellschaften, welches den kantonalen Verfassungen entspreche, um somit
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eine solide Grundlage flr das staatliche Akzeptanzsiegel zu schaffen. Das Gesuch selbst
soll sodann von offiziellen Muslimvertreterinnen und -vertretern, welche mittels
Testwahlen von Basler Muslimen bestimmt werden, an offizieller Stelle eingereicht
werden. Farhad Afshar, Prasident der KIOS, betonte, dass den Frauen fir die Wahlen
das gleiche aktive und passive Wahlrecht zugesprochen werde wie den Mannern. Zudem
soll zur Offenlegung der geforderten demokratischen Organisation und Transparenz
eine unabhangige Rekurskommission geschaffen werden. Somit greift das Musterstatut
relevante Eckpfeiler des juristischen Gutachtens auf, welches im Jahr zuvor an der
Universitat Luzern in Auftrag gegeben worden war. Dass nebst dem Kanton Basel-Stadt
auch die Waadt in den Fokus der beiden Verbande gerickt war, kam nicht von
ungefahr: Im November des vergangenen Jahres hatte der Waadtlander Staatsrat
Anpassungen im Reglement fur die Anerkennung weiterer, auch nicht christlicher
Religionsgemeinschaften vorgenommen. Beide Muslimverbande erhoffen sich durch
den Vorstoss zunachst die "kleine Anerkennung" - welche in Basel schon langer moglich
ist = zu erlangen, um danach die volle staatliche Anerkennung zu erreichen. Der
Kirchenstatus wirde es der Gemeinschaft ermdglichen, eine adéquate islamisch-
religiose Infrastruktur aufzugleisen und hatte zugleich auch eine starke Signalwirkung an
die anderen Kantone.

In der Schweizer Parteienlandschaft sind aber nicht alle von diesem Vorstoss angetan.
Die SVP-Spitze beispielsweise stellte zwar klar, dass sie die Kultusfreiheit zu keinem
Zeitpunkt in Frage stelle, die Anerkennung des Islams als integralen Bestandteil der
Landeskirche jedoch explizit ablehne. Mit einer verfassungsrechtlichen Anerkennung
seien diverse Privilegien verbunden, deren Flrsprache aber - zur Wahrung des
religidsen Friedens - der Mitsprache der kantonalen Burger bedirfe. Zudem seien die
Muslime in keiner Organisation zusammengefasst, welche alle Glaubensangehdrigen
vertrete. Christoph Neuhaus (BE, svp), Berner Kirchendirektor und Regierungsrat,
schlagt als eine mogliche Alternative zur staatlichen Anerkennung eine Anerkennung der
muslimischen Gemeinschaften als gemeinnutzige Vereine vor. Dadurch kénne man die
notige Transparenz schaffen und hatte noch einen gewissen Einfluss auf die
Vereinstatigkeit. Christian Levrat (sp, FR) betrachtet die Diskussion jedoch aus einer
ganz anderen Perspektive: Die SVP schure mit ihrer Haltung lediglich den Hass gegen
die  Muslime und wirde sich somit zugleich auch gegen jegliche
Integrationsmassnahmen wehren. Die Schweiz mUsse aber viel entschiedener gegen die
Islamophobie vorgehen und sich vermehrt fur die Integration einsetzen, wobei genau
diese Anerkennung als eine passende Massnahme zu verstehen sei. Dieser Meinung
schloss sich auch Regula Rytz (gp, BE) an und betonte, dass durch eine solche
Anerkennung zugleich auch die Rechte und Pflichten klar geregelt werden kénnten.
Christophe Darbellay (cvp, VS) hielt sich indes etwas mehr zurlck: Zur Religionsfreiheit
gebe es definitiv ein Ja, nicht aber zur Anerkennung, schliesslich sei die Schweiz ein
christlich-abendléndisch gepragtes Land und, wie Erfahrungen mit anderen
Glaubensgemeinschaften zeigten, sei eine staatliche Anerkennung flr eine gelungene
Integration nicht vonnéten. Philipp Miller (fdp, AG) hingegen stellte klar, dass die
staatliche Anerkennung den Kantonen obliege, wobei fir ihn persénlich die kulturelle
Verwurzelung einer Glaubensgemeinschaft innerhalb eines Kantons im Fokus stehe.
Zudem verwies er auf die viel diskutierte Trennung von Staat und Kirche, welche
zwischenzeitlich sogar Anklang in der Kirche selbst finde.

So befindet selbst der Churer Generalvikar Martin Grichting, dass das heutige System
nicht mehr mit der Religionsvielfalt in der Schweiz vereinbar sei. Anstelle der
Volkskirche kénne er sich eine kleinere Glaubensgemeinschaft mit einer treuen
Gefolgschaft vorstellen. Gerade in der heutigen Zeit, in der so viele Personen aus der
Kirche austreten wirden und sehr wahrscheinlich irgendwann mehr als die Héalfte der
Steuerzahlenden konfessionslos sein werde, stelle sich unweigerlich die Frage nach der
Legitimationsgrundlage fur die staatlich unterstitzte Erhebung der Kirchensteuer - in
diesem Sinne hatten die Landeskirchen also ausgedient. *

In der Frage nach dem Kopftuchverbot im Schulunterricht fir das muslimische
Mé&dchen aus St. Margrethen (SG) wollte die Schulgemeinde den Entscheid des
Verwaltungsgerichts aus dem Jahr 2014 nicht hinnehmen und entschied sich, vor
Bundesgericht zu rekurrieren. Die Richter der Il. 6ffentlichen Abteilung lehnten die
Beschwerde aber mit vier zu einer Stimme ab. Die von der Schulgemeinde aufgezeigte
Argumentation sei nicht Gberzeugend genug gewesen; in diesem konkreten Fall kénne
man weder den Religionsfrieden noch die Gleichberechtigung der Geschlechter oder
die Schuldisziplin als Grundlage fur das Verbot anbringen.

Die sankt-gallische SVP zeigte sich emport Uber den Richterspruch und verstand das
Urteil als einen Ruckschlag flur die Integrationsbestrebungen in der Volksschule. Das
islamische Kopftuch sei als ein Indiz fur die fundamentalistische Auslegung der Religion
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zu betrachten. In diesem Sinne kénnten ebendiese Kreise das vorliegende Urteil als
einen Freifahrtschein fur Forderungen auslegen. Die Fdderation islamischer
Dachorganisationen Schweiz (FIDS) hingegen zeigte sich dusserst erleichtert Uber das
Urteil und nahm den Entscheid als unterstitzende Grundlage fir den Dialog zwischen
den Religionsgemeinschaften an. Der Grundtenor war aber im Wesentlichen der
Gleiche: Das Bundesgerichtsurteil sei als richtungsweisend zu verstehen, denn es stelle
sich nun die Frage, wie noch offene, aber bereits vor dem Entscheid eingereichte
Vorstosse - wie beispielsweise in der Nachbargemeinde Au-Heerbrugg - umgesetzt
werden sollten.

In der Zwischenzeit hatte sich auch die Walliser SVP des Themas angenommen. Anfangs
des Jahres lancierte sie eine Initiative, welche ein Verbot von jeglicher Kopfbedeckung
im Schulzimmer forderte, wobei sie aber keinen Hehl daraus machte, dass das Verbot
primar auf das Kopftuch ausgerichtet sei. Jean-Luc Addor (VS, svp), Co-Prasident des
Initiativkomitees, wies zwar darauf hin, dass das Kopftuch im Wallis noch keine
weitraumige Verbreitung gefunden habe, das Credo in dieser Angelegenheit aber laute:
Lieber vorbeugen als bekampfen! Im Méarz 2015 reichte zudem die Walliser CVP beim
kantonalen Parlament eine Motion ein mit dem Titel "Kopfbedeckungsverbot an der
Schule: fur eine pragmatische Losung". Diese solle insbesondere flr die jeweiligen
Schulleitungen eine Rechtsgrundlage fir das Ergreifen entsprechender Massnahmen -
bis hin zum Verbot - schaffen. Die Motion wurde mit 90 zu 18 Stimmen bei 4
Enthaltungen angenommen und zur Stellungnahme dem Regierungsrat Uberwiesen.

Um ein Gegengewicht zur SVP-Initiative zu bilden, formierten sich im April einige
muslimische Blrgerinnen und Blrger zur Gruppierung V.I.V.E (pour Valaisan-ne-s
contre I'Interdiction du Voile & I'Ecole). Wahrend mehrerer Monate bereitete die
Gruppe ein Manifest vor, welches schliesslich am 20. November (Tag der Kinderrechte)
im Internet freigeschaltet und all jenen zur Unterschrift freigestellt wurde, welche sich
fir den Zugang zur Bildung fur alle und gegen eine weitlaufige Verbreitung der
Islamophobie einsetzen wollten. *°

Ein Postulat Quadranti (bdp, ZH) wollte den Bundesrat mit der Prifung von einerseits
geeigneten Massnahmen zur Verhinderung von Radikalisierungstendenzen in
muslimischen Vereinen und andererseits der Foérderung einer effektiven
Selbstregulierung derer beauftragen. Das Postulat war bereits im Herbst 2016 ein erstes
Mal zur Beratung eingereicht, damals aber von Christian Imark (svp, SO) und der SVP-
Fraktion bekdmpft worden, weshalb die Diskussion verschoben worden war.

Auch wenn sich bei der grossen Mehrheit der muslimischen Bevolkerung keine
Probleme zeigen wurden, liessen sich besonders in jlungerer Zeit problematische
Entwicklungen in einigen muslimischen Vereinen beobachten, welche auf klare
Tendenzen zur Radikalisierung einzelner Personen hinwiesen. Der Bundesrat solle
daher in Zusammenarbeit mit den Kantonen geeignete Massnahmen erarbeiten, um
dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Eine mogliche Massnahme sieht Quadranti in der
Gewahrung finanzieller Mittel, welche bei der Erfullung klar definierter Anforderungen -
bei regelmassiger Kontrolle - zugesprochen werden kénnten. Mithilfe dieser
zuséatzlichen finanziellen Mittel kéonnten die Vereine bspw. eine Stelle fur einen
~Sektenbeauftragten™ schaffen, um so bereits préaventiv eingreifen zu kdnnen. Des
Weiteren wéaren die Vereine nicht mehr von ausléndischen Geldgebern abhéngig, was
besonders bei der Personalbeschaffung - Stichwort auslandische Imame - eine bessere
Transparenz gewahrleisten wirde.

Imarks Vorwurf an Quadranti zielte auf ebendiesen finanziellen Zuschuss. Er sehe das
Fernziel dieses Vorstosses offenbar darin, dazu beizusteuern, dass der Islam in der
Schweiz als Landeskirche anerkannt werden solle - diese Stossrichtung wirde aber von
ihm und seiner Fraktion deutlich abgelehnt. Er kénne nicht einsehen, weshalb er, der ja
als Katholik bereits seine Kirchensteuer entrichte, nun auch noch die Steuer anderer
religioser Gemeinschaften in der Schweiz Ubernehmen solle. Hier musse man sich auf
das Prinzip der Eigenverantwortung rlickbesinnen und Forderungen stellen und nicht,
wie verlangt, den Vereinen das Geld hinterherwerfen.

Der Bundesrat hatte dem Nationalrat das Postulat zur Annahme beantragt. Dieser kam
dem Antrag aber nicht nach und lehnte in der Frihjahrssession 2017 den Vorstoss mit
103 zu 76 Stimmen bei einer Enthaltung ab. **

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23

23



GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.05.2018
MELIKE GOKCE

Nach elf Amtsjahren kindete Benno Schndriger, etwas friher als geplant, im Herbst
2017 seinen Rucktritt vom Amt des Synodalratsprasidenten der Zurcher Katholikinnen
und Katholiken an und ebnete damit einem historischen Entscheid den Weg: Zum
allerersten Mal wéahlte die Synode des Kantons Zirich im April 2018 eine Frau an die
Spitze der katholischen Exekutive. Das bisherige Synodalratsmitglied Franziska
Driessen-Reding wirde also ab Juli 2018 das Amt der obersten Zlrcher Katholikin
innehaben. Um der neuen Vorsteherin der Glaubensgemeinschaft etwas auf den Zahn
zu fuhlen, lud die Luzerner Zeitung im Mai zu einem umfassenden Interview ein. Die
designierte Prasidentin nutzte diese Gelegenheit, um Uber Fragen zur rémisch-
katholischen Kirche im Allgemeinen und zu ihrer Rolle und Funktion in und fur die
Schweizer Gesellschaft zu sprechen. Dabei dusserte sie sich zu Themen wie der Rolle
der Frauen in der katholischen Kirche und der damit einhergehenden Entwicklung der
Frauenordination im Schatten der Mé&nnerdominanz, zum Verhaltnis der Schweizer
Landeskirche zu Rom und ihrer persoénlichen Haltung zu den Papsten Franziskus und
Benedikt, zum Verhéltnis zu Bischof Vitus Huonder und der Forderung nach einem
eigenstandigen Bistum Zurich oder zur Akzeptanz verschiedener
Religionsgemeinschaften in der Schweiz und der Rolle der Kirche im Feld der
Flichtlings- und Asylpolitik. Wahrend das gesamte Interview zwar auch kritisch, aber im
Grossen und Ganzen sachlich gefihrt wurde, |6sten die Antworten der Zircherin zur
Fluchtlings- und Asylfrage im Nachgang des Interviews einen regelrechten Eklat aus.
Gefragt, ob sich denn die Schweizer Asylpolitik mit den katholischen Werten decke und
die Katholiken dem persénlichen Beispiel Driessens folgen und Flichtlinge aufnehmen
sollten, antwortete sie: «Wir Kirchen mussen uns in solchen Debatten einbringen. Zwar
werden wir kritisiert, die Kirche habe in der Politik nichts zu melden und solle getrennt
sein vom Staat. Aber wenn es um Menschenrechte geht, missen wir laut werden [...].
Der Churer Weihbischof Peter Henrici sagte 2004, ein guter Christ kdnne nicht SVP
wahlen. Ich glaube, ich kénnte ihm recht geben. Es bereitet mir Mihe, wie man sich als
Teil einer Kirche sehen kann, wenn man deren wichtigsten Grundwert nicht achtet: fur
den Néchsten da zu sein.»

Das sei anmassend und verletzend, polterte tags darauf Thomas Burgherr, Prasident der
Aargauer SVP, in der Aargauer Zeitung und forderte Driessen via Facebook zu einer
offentlichen Entschuldigung auf. Die Kirche habe fir alle Menschen und Meinungen
offen zu sein. Es sei ihm nicht wirklich klar geworden, ob «diese Frau» tatsachlich an
Gott glaube, sie klassifiziere zwar, wer ein guter Christ sei, zeige selbst aber kein klares
Bekenntnis zu Gott. Er selbst sehe absolut keinen Konflikt zwischen den christlichen
Werten und der SVP-Asylpolitik: Jene Flichtlinge, die an Leib und Leben bedroht seien,
musse man schitzen. Was jedoch nicht gehe, seien die vielen Wirtschaftsflichtlinge,
die lediglich das System missbrauchten. Auch die von Driessen angesprochene
Anerkennung vom Islam und von orthodoxen Gemeinden unterstitze er nicht,
schliesslich seien wir ein «christliches Abendland und wollen das auch bleiben». Die
Aargauer Zeitung verwies darauf, dass Driessen betonte, sie wolle niemanden aus der
Kirche ausstossen, das Gastrecht aber verteidigen; sie sehe daher auch keinen Grund
fir eine Entschuldigung. Nationalratin Flickiger (svp, AG) klindigte in der Luzerner
Zeitung indes erste Konsequenzen an: Sie sei masslos enttauscht tber Frau Driessens
Aussage und habe bereits das Formular fur den Kirchenaustritt heruntergeladen und
Uberlege sich nun, zu den Reformierten zu wechseln. Zwischenzeitlich erwarte sie eine
Entschuldigung und eine Stellungnahme des Bistums Basel. Roberto Martullo-Blocher,
Ehemann von Nationalrétin Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR), forderte gar den
Rucktritt der Synodalratspréasidentin und ermahnte sie, nicht zu vergessen, woher denn
die meisten Steuergelder fur ihre Kantonalkirche kdmen - «von den SVP-Leuten». Er
selbst war bereits im Januar aus der Kirche ausgetreten, da die Fuhrung der
Kantonalkirche stets gegen den Bischof von Chur schiesse, um damit eine Abspaltung
vom Bistum zu provozieren. Der Bischof von Chur, Vitus Huonder, hingegen bedauerte
es sehr, dass der Eindruck entstanden sei, dass eine Bundesratspartei nicht wahlbar
sei. Die katholische Kirche halte alle Parteien, die rechtsstaatliche Grundlagen
einhalten, flir wahlbar und bevormunde die Glaubigen politisch nicht. Dennoch
versdumte er es nicht, an den vorherrschenden Konflikt zwischen der rémisch-
katholischen Kirche und den Kantonalkirchen zu erinnern: Die Zlrcher Kantonalkirche
sei vom Staat geschaffen und somit kein Teil der rémisch-katholischen Kirche; Driessen
reprasentiere daher nur sich selbst.

Rund zwei Wochen nach Erscheinen des Interviews nahm schliesslich auch der Bischof
von Basel, Felix Gmur, im Rahmen eines eigenen Interviews, mit dem Schwerpunkt
Asylpolitik, in der Solothurner Zeitung Stellung. Gefragt, ob ein Christ guten Gewissens
SVP wéhlen kénne, fragte er lediglich: «Weshalb diese Frage¢ Die Kirche macht keine
Parteipolitik». Darauf hingewiesen, dass Frau Driessen dieser Ansicht sei, erwiderte er
lediglich, ob sie denn auch gesagt habe, warum sie dieser Meinung sei. Ansonsten sei
diese Aussage nur plakativ. Die Kirche schliesse Menschen mit unterschiedlichen
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Ansichten nicht aus, man musse mit diesen ins Gesprach kommen. In gewissen Punkten
gebe es sicherlich Ubereinstimmende Ansichten von Kirche und Parteiprogrammen, in
anderen wiederum kénnten diese ganzlich divergierend sein; es sei aber nicht die
Aufgabe der Kirche, politisches Geschehen zu gestalten. Auf die Anmerkung, dass sich
zahlreiche Politiker oft auf die christlich-abendlandischen Werte beziehen und ob das
denn nicht zu einer Instrumentalisierung der Kirche fuhre, erwiderte er, dass nicht die
Kirche selbst, sondern kirchliche Symbole instrumentalisiert wirden, was ein génzlich
falsches Mittel zur Abgrenzung sei. Christliche Identitat zeige man am besten, in dem
man als Christ lebe, beispielsweise, indem man mehr Ausbildungsmoglichkeiten fur
junge Asylbewerber anbiete: Das sei eine konkrete Hilfe am Nachsten, weil die Leute so
nicht mehr ausgegrenzt wirden und von Fursorge leben mussten. Auf die Anmerkung,
dass das jetzt aber schon politisch sei, antwortete er, dass die Kirche lediglich
Vorschlage mache und ansage, welchen Weg sie fur gut befinde; was umgesetzt werde,
bestimme aber die Politik. **

Im Sommer 2019 verlagerte eine am Institut flr Religionsrecht der Universitat Freiburg
verfasste Studie den religionspolitischen Fokus vom nationalen auf die kantonalen
Parlamente. Max Ammann und Prof. René Pahud de Mortanges untersuchten flr den
Zeitraum von 2010 bis 2018 eingereichte Vorstdsse zu religionspolitischen Themen in 15
reprasentativ ausgewahlten Kantonen.

Insgesamt konnten die Autoren 140 parlamentarische Vorstésse ausfindig machen
(Hochstwert: 20 im Kt. Bern; Tiefstwert: O im Kt. Graubilinden), die insgesamt 16
verschiedenen Parteien zugeordnet werden konnten. Uber zwei Drittel der
eingereichten Vorstdsse kamen von den vier Bundesratsparteien SVP, SP, FDP und CVP,
wobei die SVP mit 48 Vorstossen - also rund einem Drittel aller Vorstésse - mit Abstand
die aktivste Partei war und selbst die beiden zweitklassierten Parteien SP und CVP (je 20
Vorstdsse) zusammengenommen noch Ubertraf. Hinsichtlich der
Religionsgemeinschaften fokussierten die Vorstdsse in erster Linie den Islam (ca. 60%)
und das Christentum (ca. 30%), wahrend das Judentum den Autoren zufolge in der
kantonalen Politik praktisch inexistent sei. Mit 33 von insgesamt 81 islamspezifischen
Vorstdssen (CVP 9; FDP und SP je 6) und zehn von insgesamt 42 Einreichungen zum
Christentum (SP 7; FDP 5; CVP 3) dominierte die SVP die Religionsdebatte nachweislich,
wobei sie in der Islamdebatte einen deutlich grossen Unterschied zu den anderen
Parteien aufwies, was gemass den Studienverantwortlichen durchaus ihrem
Parteiprogramm entspreche.

Innerhalb der Vorstdsse, die das Christentum betrafen, benannten die Forscher die
Kirchenfinanzierung und die Kirchensteuern, die religiose Neutralitdt, kirchliche
Feiertage und den Religionsunterricht als Kernthemen. Lediglich in einzelnen Kantonen
zur Diskussion standen hingegen Themen wie Kirchenglocken, Freikirchen oder die
Aberkennung des oOffentlich-rechtlichen Status der rémisch-katholischen Kirche.
Letzteres Anliegen sei geméass den Autoren der einzige Vorstoss gewesen, der offen die
Privilegien einer christlichen Kirche angreife. Zusammenfassend zeige die Analyse auf,
dass den christlichen Kirchen zunehmend ein «sékularer Wind» seitens der Politik
entgegenwehe und ihre rechtliche und gesellschaftliche Stellung mit den eingereichten
Vorstdssen meistens unter Druck gesetzt werde.

Dennoch stelle der Islam in der politischen Arena noch immer die umstrittenste
Religionsgemeinschaft dar, obwohl die Musliminnen und Muslime lediglich funf Prozent
der Schweizer Wohnbevolkerung ausmachten und zudem eine sehr disperse
Gemeinschaft seien. Die mit dem lIslam verknlpften Schlisselthemen fokussierten
Vermummungsverbote und Kleidervorschriften, die oOffentliche Anerkennung,
islamische Institutionen im Allgemeinen, die Wertedebatte - insbesondere hinsichtlich
der Scharia - sowie die Radikalisierungs- und Terrorgefahr. Ammann und Pahud de
Mortanges kamen zum Schluss, dass ein Grossteil der eingereichten Vorstésse sehr
islamkritisch gewesen sei und dass die Legislativmitglieder offensichtlich grosse
Vorbehalte gegentber der - in der Schweiz - vergleichsweise neuen Religion und ihrer
Anhéngerschaft hatten. Die Debatte finde hierbei auf den zwei Ebenen der
institutionellen und der gesellschaftlich-kulturellen Einbindung statt.

Hinsichtlich der maoglichen Auswirkungen religionspolitischer Vorstosse auf das
Religionsverfassungsrecht werden gemass der Autorenschaft zwei politische Agenden
ersichtlich: Zum einen Ube ein offensiver politischer Ansatz Druck auf die anerkannten
Kirchen aus und tendiere somit zu einem Abbau ihrer institutionellen Privilegien, was
sich friher oder spater auf ihren rechtlichen Status auswirken kénne. Zum anderen
bestehe gerade gegenuber neueren, nicht-christlichen Religionsgemeinschaften und
besonders dem Islam ein tendenziell defensiverer und auf Erhalt bedachter politischer
Ansatz, obwohl die Politik aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben méglichst zu einer
Gleichbehandlung aller Religionsgemeinschaften angehalten wére. Allerdings sei der
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Wille hierzu und die damit einhergehende Einrdumung &hnlicher Privilegien und
Rechte, wie sie den christlichen Volkskirchen zugesprochen werden, gegenwartig nur
wenig ersichtlich. *

Wenn man im Spatsommer der Landstrasse entlang fahrt und Uber Kilometer hinweg
eine willklrliche Aufreihung meist fremder Gesichter entdeckt, wird auch den politisch
Uninteressierten bewusst, dass der nationale Wahlherbst vor der Tlre stehen muss.
Auch im Herbst 2019 war dieses Spektakel schweizweit deutlich zu sehen. Die Parteien
und ihre Kandidatinnen und Kandidaten warben fleissig flr sich und ihre Anliegen - mal
originell, mal weniger, aber immer mit dem Bisschen «je ne sais quoi», das der Politik
eben inhérent ist. Bisweilen schreckten einige auch nicht vor einer ordentlichen
Portion Provokation zurtick, so beispielsweise die SVP mit ihrem im August publizierten,
wurmstichigen Apfel-Plakat oder die CVP mit ihrer Online-Kampagne, mit der sie
offensichtlich gegen die anderen Parteien schoss.

Da in einem demokratisch konsolidierten Land wie der Schweiz die
Meinungsausserungsfreineit einen hohen Stellenwert geniesst und nach Moglichkeit
auch eine harte politische Auseinandersetzung Uber heikle Themen ermdglicht werden
soll, gibt es in der Schweiz kaum rechtliche Grundlagen, die gezielt den Wahl- bzw.
Abstimmungskampf regeln. Dies wurde knapp drei Wochen vor den Wahlen deutlich, als
es ein prominenter Akteur, der mit Parteipolitik im eigentlichen Sinne nur wenig zu tun
hat, mit einer Plakat-Aktion in die Medien schaffte: das «Egerkinger Komitee» mit
seinem prominentesten Vertreter Walter Wobmann (svp, SO). In einer Nacht-und-
Nebel-Aktion wurden in verschiedenen Schweizer Stddten und auf den Social-Media-
Accounts des Komitees unzahlige Wahlplakate aufgehdngt und aufgeschaltet, auf denen
jeweils das Konterfei vier prominenter FDP-Exponenten zu sehen war:
Parteiprasidentin Petra Gossi (SZ), Fraktionschef Beat Walti (ZH), Nationalratin Christa
Markwalder (BE) sowie Nationalrat Christian Wasserfallen (BE). Betitelt wurde das Ganze
mit dem Slogan: «Die FDP schutzt radikale Islamisten in der Schweiz - Wollen Sie solche
FDP-Mitlaufer wirklich wahlen?» Stein des Anstosses war eine nur wenige Wochen zuvor
in der Herbstsession abgelehnte Motion der SVP-Fraktion zur Bekampfung der
Ausbreitung eines radikalen Islams in der Schweiz, die auch dank grosser
Unterstltzung der FDP-Fraktion zu Fall gebracht worden war.

Die FDP-Spitze liess diesen Angriff nicht auf sich sitzen und zog die Angelegenheit
einen Tag nach Bekanntwerden vor das Bezirksgericht Andelfingen (ZH), dem Sitz des
Egerkinger Komitees. Dort suchte sie, wie in diversen Medien berichtet wurde, um
Erlass eines Superprovisoriums (einer ohne Anhoérung der Gegenpartei erlassenen
vorsorglichen Massnahme) an, weil sich die anvisierten Personen in ihrer Persénlichkeit
verletzt fuhlten, u.a. im Recht auf das eigene Bild. Petra Gossi liess im «Blick»
verlauten, sie lasse sich nicht unterstellen, radikale Islamisten zu schitzen; vielmehr sei
die Motion der SVP «reine Symbolpolitik, die nicht umsetzbar gewesen wére oder gar
nichts gebracht hatte», gewesen. Das Gericht bestéatigte zwei Tage nach dem Ansuchen
die superprovisorische Verfligung und forderte das Komitee auf, die Plakat- und Social-
Media-Anzeigen innert 24 Stunden zu entfernen. Komme es dieser Aufforderung nicht
nach, wurden Bussen in Héhe von CHF 10'000 verhéangt und auch fir weitere geplante
Veroffentlichungen zusatzlich erhoben werden. Wobmann und sein Komitee - oder wie
es der Tages-Anzeiger betitelte: die «SVP-Kampftruppe» - ignorierten das
Gerichtsurteil aber ganzlich und liessen nonchalant verlauten: «Wir entfernen die
Plakate sicher nicht.» Gemass Wobmann handle es sich bei diesem Urteil lediglich um
einen politischen Entscheid; er sprach gar von «Zensur». Zudem sei die Plakat-
Kampagne sowieso lediglich auf den Zeitraum einer Woche beschrénkt gewesen und
werde bereits am Montag nach dem Urteil enden. Des Weiteren sei das Entfernen
innert 24 Stunden gar nicht moglich - was wiederum von der verantwortlichen
Plakatgesellschaft Clear Channel so nicht bestéatigt wurde.

In der Wochenendpresse wurde dann tatsachlich eine Wende im Plakat-Krimi
kundgetan: Das Egerkinger Komitee wolle doch dem «Gericht gehorchen» und habe
Clear Channel einen entsprechenden Auftrag erteilt, wie der Tages-Anzeiger
informierte. Die gesetzte Frist von 24 Stunden reiche zum Entfernen der Plakate zwar
nicht, liess die Plakatgesellschaft verkiinden, man werde diese aber auf Kosten des
Komitees fruhzeitig Uberkleben. Weshalb es nun doch zum Umschwung kam, wollte
Wobmann den Medien nicht mitteilen. Stattdessen hatte sich in der Zwischenzeit eine
andere Politgrésse zur Plakataktion gedussert: SVP-Ubervater Christoph Blocher. Im
Gesprach auf «Teleblocher» antwortete er auf die Frage, was er denn von diesem Urteil
halte, lediglich mit einem Lachen und meinte: «Da habe ich nur gelacht.» Es sei eben
schon etwas «komisch», wenn das Gericht ein solches Urteil falle, da sich die
genannten Politikerinnen und Politiker doch lediglich gegen einen vermeintlichen
Rufschaden wehrten, den sie durch ihr Abstimmungsverhalten grundséatzlich selbst zu
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verschulden hatten. In Rezitation des ehemaligen Deutschen Bundeskanzlers Helmut
Schmidt, meinte er hierzu mit einem verschmitzten Unterton: «Wer den Dampf nicht
ertragt, soll nicht in die Kiche gehen.» Der Frage, was er denn vom Plakat selbst halte,
wich er aus und betonte, dass er selbst mit dieser Kampagne nichts zu tun habe, gar
erst Uber die Medien davon erfahren habe. Den Schritt, den das Komitee gegangen sei,
empfand er jedoch als «mutig». ¥

In der Herbstsession 2021 beugte sich der Nationalrat lUber eine Motion der SVP-
Fraktion vom September 2019, bei welcher der Titel Programm war: «Stopp der
Ausbreitung des radikalen Islams in der Schweiz!>». Damit forderte die SVP-Fraktion
unter anderem ein Verbot von direkten oder indirekten Zahlungen aus dem Ausland an
islamische Organisationen, Gebetshauser und weitere Institutionen mit denen die
Forderung des Islams in der Schweiz finanziert wirde. Ausserdem solle der
Informationsaustausch zwischen den Behérden auf allen Ebenen ausgebaut werden und
geniigend Spezialistinnen und Spezialisten zur Uberwachung von Moscheen und
Imamen zur Verflgung gestellt werden. Zusammen mit weiteren Massnahmen solle
damit die Schweizer Rechtsordnung bewahrt und die Schweiz weiter vor terroristischen
Anschlagen geschltzt werden, wie Walter Wobmann (svp, SO) das Anliegen seiner
Fraktion erklarte. Bundesratin Karin Keller-Sutter sprach sich gegen die Annahme der
Motion aus. Auch wenn von extremistischen islamistischen Gemeinschaften durchaus
Gefahr ausgehe, seien die geforderten Massnahmen unverhaltnismassig und wirden die
Grundrechte der muslimischen Gemeinschaft verletzen. Dies sei diskriminierend und
verfassungswidrig, wie die Justizministerin ausflhrte.

Der Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 136 zu 54 Stimmen ab. Die
befurwortenden Stimmen stammten aus der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion
sowie von einer Person aus der FDP.Liberalen-Fraktion.

Bereits kurz vor Einreichung dieser Motion hatte der Nationalrat in der Herbstsession
2019 eine exakt gleichlautende Motion der SVP-Fraktion abgelehnt, welche ebenfalls
von Walter Wobmann vertreten worden war. Damals wurde sie per Stichentscheid
durch die damalige Préasidentin Marina Carobbio (sp, Tl) allerdings noch &dusserst knapp
abgelehnt. %
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